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Die erheblich geringeren Einnahmen als Folge der Honorar­

reform führten zu heftigen Diskussionen und zu dem Be­

schluss, eine landesweite Protestkampagne zu starten… 
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tiver verwaltet und Patienten haben aktuell Zugriff…
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
„Stoppt den Unsinn!“ ist die Überschrift unserer Kampagne gegen  
die Auswirkungen der Honorarreform wie des Gesundheitsfonds  
auf uns in Baden-Württemberg. 

In den vergangenen Wochen sind wir mit zwei großen Zeitungs
anzeigen an die Öffentlichkeit gegangen und haben unter anderem 
auch die unvorstellbaren Zahlen genannt, für die unsere Mitglieder 
pro Quartal einen Patienten zu behandeln haben, egal wie oft er  
in Ihre Praxis kommt und wie krank er ist. Viele Patientinnen  
und Patienten haben diese Beträge nicht glauben wollen, weil sie  
unglaublich sind. Und viele sympathisierende Briefe haben wir  
daraufhin von Versicherten erhalten.

Ein Plakat für Ihre Praxen, Unterschriftenlisten und selbst zu  
verändernde Flyer haben wir Ihnen zugesandt und gleichzeitig auf unsere Homepage gestellt.

Unter www.stoppt-den-unsinn.de kann die Bürgerschaft unseres Landes folgenden Text lesen: „Die  
sogenannte Gesundheitsreform streicht den Patienten in Baden-Württemberg 100 Millionen Euro  
aus ihrer medizinischen Versorgung. 
 
Aber es kommt noch dicker. Durch die Honorarreform wird den Ärzten und Psychotherapeuten die 
Bezahlung ihrer Leistungen auf ein unvorstellbares Niveau gesenkt, um weitere 135 Millionen Euro  
aus Baden-Württemberg abzuziehen. Aus der Honorartabelle können Sie ersehen, dass ein Frauenarzt  
z. B. für die Behandlung einer Patientin nur noch 11,88 Euro bekommt. Aber glauben Sie nicht, dies sei  
der Lohn pro Arzttermin, das ist das Regelhonorar für ein ganzes Quartal. Egal, wie oft diese Patientin 
behandelt werden muss und wie schwer ihre Krankheit ist. Praxiskosten, Personal, technische Ausstat- 
tung – alles inbegriffen. 
 
Helfen Sie uns, diesen Unsinn zu stoppen. Machen Sie mit Ihrem Protestbrief deutlich, dass Sie eine  
Gesundheitsreform auf Kosten Ihrer Behandlungsqualität ablehnen.“ Klarer geht es fast nicht mehr!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, helfen auch Sie mit, beteiligen Sie sich als Praxisteam an unserer Aktion. 
Wir wollen in möglichst kurzer Zeit eine überzeugende Zahl von Unterschriften zusammen bekommen. 
Faxen Sie diese Listen an uns zurück. Diese werden wir dann laufend veröffentlichen, medienwirksam 
immer und immer wieder transportieren und schließlich den regionalen Ärztevertretern in den Kreisärzte-
schaften zur Verfügung stellen.

Vor Ort können und müssen diese dann wiederum mit Unterstützung der Presse und einer möglichst 
breiten Öffentlichkeit an die Politiker übergeben werden. Der Wahlkampf naht, nutzen wir ihn für uns  
und unser Ziel: Stoppt den Unsinn! Der Gesundheitsfonds und die Honorarreform schaden allen in  
Baden-Württemberg!

Ihr

Dr. Achim Hoffm a n n- Goldm ay er
Vorsta ndsvorsitzender
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Unverträgliches Gemisch 
aus Gesundheitsfonds 
und Honorarreform

Protestwelle soll Gesundheitspolitiker  

zur Einsicht bewegen

Seit dem 1. Januar 2009 ist die Welt 
des bundesdeutschen Gesundheits­
wesens völlig aus dem Lot. Das nackte 
Chaos regiert allerorten, Hilflosig­
keit angesichts des Scherbenhaufens 
dominiert die Landesregierungen in 
Bayern und in Baden-Württemberg – 
und die Beteiligten drücken sich vor 
der Verantwortung. Wie zwei Super­
tanker sind im Nebel des wortreichen 
Reformeifers der Gesundheitsfonds 
und die Honorarreform zusammen ge­
stoßen. Kaum Zeit für die betroffenen 
KVen und die weitaus stärker betrof­
fenen niedergelassenen Ärzte, auch nur 
die Rettungswesten anzulegen.

Dieses Jahr ist ein Jahr der Krisen. 
Mag man auch der Bundesregierung 
an der Banken- und der daraus resul­
tierenden Wirtschaftskrise nur eine 
mindere Schuld zuweisen, so liegt die 
Schuld an der Pleite der Honorarre­
form wesentlich beim Bundesgesund­
heitsministerium. Dabei soll der KBV 
ein gewisser Anteil nicht abgesprochen 
werden, die sich viel zu lange und viel 
zu gläubig auf vollmundige Verspre­
chungen verließ. „Nach dieser Re­
form wird es vielen niedergelassenen 
Ärzten besser gehen“, wurde verkün­
det. Den Nebensatz „und einigen 

wenigen etwas schlechter“ mochten 
die Zuhörer zwar ergänzen, aber nicht 
ganz so ernst nehmen. Nun sind es 
aber gerade die Ärzte der KV Baden-
Württemberg sowie in Schleswig-
Holstein, die mit erheblichen Honorar
verlusten in die Haftung genommen 
werden.

Es ist noch kein Jahr her, dass Bun
desgesundheitsministerin Ulla Schmidt 
sich vor dem 111. Ärztetag in Ulm er
klärte: „Nur bei einem neuen gerechten 
Verteilungsmechanismus über den Ge
sundheitsfonds und einem zielgenau
eren Risikostrukturausgleich können 
die Honorare der niedergelassenen 
Ärzte entsprechend der Krankheits-
entwicklung der Menschen verteilt und 
erhöht werden. Eine – steigende – 
Morbidität kann bei der Bezahlung 
nur dann berücksichtigt werden, wenn 
auch die Beitragsmittel zielgenau bei 
den Kassen landen, die viele kranke 
und ältere Menschen versichern. Des-
halb: Der Gesundheitsfonds steht im 
Gesetz, und er kommt. Die Reform 
wird mehr Geld für die ambulante 
Versorgung bringen und die Vergütung 
des einzelnen Arztes verlässlicher und 
gerechter machen.“

In den Ohren der baden-württem-
bergischen Ärzte klingt dies heute 
wie Hohn. Der Logik folgend wäre 
mit dem Gesundheitsfonds seit dem 
1. Januar die Bevölkerung in diesem 
Bundesland neujahrsglockenschlag-

artig so viel gesünder geworden, dass 
viel weniger behandelt und damit 
auch sehr viel weniger Honorar be­
zahlt werden muss. Eine rhetorische 
Frage: Hatte Ulla Schmidt in Wahr­
heit das gemeint? Zudem erwies sich 
ihr Versprechen, den Ärzten einen 
höheren Honoraranteil zukommen zu 
lassen, als Danaergeschenk. Ihre Zu­
sage bezog sich auf das Jahr 2007. 
Die bereits für 2008 zugestandene 
Honorarerhöhung wurde einfach von 
der Gesamtzusage von 2,7 Milliarden 
Euro abgezogen. Das hat beispiels­
weise den Charakter einer Lohnstei­
gerung in der Metallindustrie: Arbeit­
geber und Gewerkschaften einigen sich 
auf fünf Prozent, aber da im Vorjahr 
die Einkommen der Arbeitnehmer be­
reits um ein Prozent gestiegen waren, 

„Ärzte werden in  

Haftung genommen“
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werden nur noch vier Prozent mehr 
ausgezahlt. Der Begriff „kreative Buch­
führung“ beschreibt diesen Vorgang 
nur ungenügend.

Doch auch die KBV tappte in die 
aufgestellte Falle. Gelockt vom Speck 
einer Honorarerhöhung, die nur dann 
in Aussicht stand, wenn der Honorar­
reform zugestimmt werde, warb der 
KBV-Vorsitzende Dr. Andreas Köhler 
vehement um Zustimmung. Man wol­
le keine Mauern errichten, sondern 
einen „Windpark“: „Das erfordert 
Reformfähigkeit auf allen Ebenen. In 
der Diskussion um das Versorgungs­
ebenenkonzept dürfen wir nicht in 

den Fehler verfallen, Mauern für 
Windmühlen zu halten. Denn im 

Wind der Veränderungen ero­
dieren Mauern über kurz oder 

lang. Windmühlen dagegen 
liefern Energie und dienen 
dazu, die Zukunft zu si­
chern“, so Köhler beim 
Ärztetag in Ulm. 

Der „Wind der Verän­
derungen“ entpuppt sich 

insgesamt als heiße Luft, in 
Baden-Württemberg jedoch 

erwuchs er zu einem Tornado, der 
die Existenz vieler niedergelassener 
Ärzte und damit die medizinische 
Versorgung in diesem Bundesland ge­
fährdet. Die turbulenten Abläufe der 
Vertreterversammlungen der KVBV 
legen dafür beredtes Zeugnis ab.

Man kann den Eindruck haben, die 
Gesundheitspolitiker in Stuttgart und 
München hätten bei der Lektüre der 
Reformpapiere nach dem Motto ge­
handelt „Viele Buchstaben auf ein­
mal finde ich unattraktiv“. Schließ­
lich haben sowohl Bundestag als auch 
Bundesrat diesem Schritt über den 
gesundheitspolitischen Abgrund zu­
gestimmt. In der CSU hat dies bereits 
zu einer massiven gegenseitigen Schuld­
zuweisung geführt. Die von Horst 
Seehofer geführte Regierung will die 
Honorarreform sofort stoppen: „Dies 
habe ich sowohl als Ministerpräsident 
als auch als CSU-Parteivorsitzender 

entschieden. Die Kanzlerin wurde von 
mir bereits darüber informiert“, so See­
hofer. Gegen eine entsprechende Bun­
desratsinitiative sprach sich allerdings 
der stellvertretende CSU-Landesgrup­
penvorsitzende im Bundestag, Max 
Straubinger, aus: „Es hilft doch nichts, 
sechs Wochen nach Beginn der Hono­
rarreform schon wieder nach einer neu­
en gesetzlichen Regelung zu rufen.“

Eine derartige Initiative der Lan­
desregierung in Baden-Württemberg 
steht noch aus. Die Kassenärztliche 
Vereinigung erhöht deshalb den Druck 
mit einer Informationskampagne, mit 
der die Versicherten über die desaströse 
Lage und die Konsequenzen für die 
medizinische Versorgung informiert 
werden. 

Allerdings: Die Politik hätte um die 
Konsequenzen wissen müssen. Der 
SPD-Gesundheitsexperte und Bundes­
tagsabgeordnete Professor Karl Lau­
terbach erklärte anlässlich einer Ver­
anstaltung am 7. November 2008 in 
Hamburg: „Die Umverteilungseffekte 
durch das neue Honorarsystem wer­
den von den niedergelassenen Ärzten 
derzeit deutlich unterschätzt. Da 
werden wir im nächsten Jahr viel Be­
wegung erleben.“ Diese Woge ist in 
Baden-Württemberg angekommen und 
wird nun zur Welle des Protestes. Im 
Herbst vergangenen Jahres allerdings 
blieb diese Mahnung des KVBW-
Vorstandes und dessen Vorsitzenden 
ungehört.

Es ist eine Diskussion, in der im­
mer wieder der Begriff der „Solidar­
gemeinschaft im Gesundheitswesen“ 
bemüht wird. Die niedergelassenen 
Ärzte in der Bundesrepublik sollen für 
gleiche Leistungen auch das gleiche 
Honorar erhalten. Dies ist Ziel sowohl 
des SPD-Modells der Bürgerversiche­
rung als auch des Prämien-Modells 
der CDU. Doch wird es einem Bürger 
in Baden-Württemberg oder in Bayern 
nicht plausibel zu machen sein, er 
solle – in der Mehrzahl höhere – 
Krankenversicherungsbeiträge zah­
len, dafür aber künftig auf gewohnte 

Leistungen verzichten. Apropos Mehr­
zahl: Nur durch einen Trick sind es 
nicht alle Baden-Württemberger. Denn 
weniger zahlen nur die AOK-Versi­
cherten, allerdings ausschließlich be­
zogen auf das letzte Quartal 2008. 
Die AOK erhöhte nämlich noch schnell 
für drei Monate den Beitrag, um we­
nigstens für diese Monate noch die 
Schäfchen ins Trockene zu bringen. 

Die persönliche Gesundheitsver­
sorgung ist ebenso wenig „sozialisier­
bar“ wie beispielsweise die Schulaus­
bildung der eigenen Kinder: Niemand 
in Baden-Württemberg wäre sicher­
lich bereit, das Gehalt eines Lehrers 
in einem anderen Bundesland zu sub­
ventionieren um den Preis größerer 
Klassen oder noch maroderer Schulen.

Die Verschiebung der Honorar­
reform in die Quarantäne duldet kei­
nen Aufschub. Zu tief sind sonst die 
Verwerfungen, um durch neue Refor­
men aufgefangen werden zu können. 
Und dabei steht die nächste Gesund­
heitsreform nach der nächsten Bun­
destagswahl im Herbst dieses Jahres 
unweigerlich ins Haus. Mit dem Ge­
sundheitsfonds wollen CDU und SPD 
erklärtermaßen nur die Zeit über­
brücken, bis sie über die notwendigen 
Regierungsmehrheiten verfügen, ihre 
eigenen Modelle ohne Kompromisse 
zu realisieren. Die Gesundheitspolitik 
ist zu einer Springprozession verkom­
men: Immer neue Konzepte werden 
erdacht, in das Blei von Gesetzen ge­
gossen und mit unkalkulierten Risi­
ken in der Praxis erprobt. Zeigt sich 
dann schmerzhaft die Untauglichkeit 
des Versuchs, wird in der nächsten 
Runde ein gemachter Fehler durch 
einen neuen – und der Erfahrung nach 
größeren – ersetzt. Davon haben nicht 
nur die niedergelassenen Ärzte in 
Baden-Württemberg gründlich die 
Nase voll. 

„Honorarreform  

sofort in Quarantäne“
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Information der Patienten und Druck auf die Politik

KVBW-Protestkampagne 
„Stoppt den Unsinn!“

Von Anfang an wurde gewarnt: Der 
Gesundheitsfonds verheißt nichts 
Gutes für die ambulante Versorgung. 
100 Millionen Euro gehen Baden-
Württemberg dadurch schon 2009 
verloren. Und von den zehn Prozent 
mehr Honorar, die die Politik den 
Ärzten versprochen hat, kommt in 
Baden-Württemberg überhaupt nichts 
an. Schlimmer: Gegenüber 2009 ha-
ben die niedergelassenen Ärzte in BW 
hochgerechnet 135 Millionen Euro 
weniger. 

Jetzt steht endgültig fest: Honorar
reform und Gesundheitsfonds zeigen 
verheerende Folgen für sehr viele 

Praxen in Baden-Württemberg. Mit 
einer Anzeigenkampagne und einer 
Plakataktion macht der Vorstand der 
KVBW auf den Honorarirrsinn auf-
merksam und folgt damit einem An-
trag der Vertreterversammlung. 

Mehr Geld für die Ärzte? Endlich 
angemessene Vergütung und keine 
Budgets? Ach woher! Spätestens beim 
Blick auf ihr Regelleistungsvolumen 
ließen viele Ärzte endgültig alle Hoff-
nung fahren. Auf dieser Basis können 
zahlreiche Praxen nicht weiterma-
chen, und den Menschen in Baden-
Württemberg droht ein dramatischer 
Verfall der Versorgungsqualität. Dies 
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die Ärzte nicht mehr bereit sind, wie 
all die Jahre zuvor „windelweich“ 
und biegsam alle Belastungen zu 
schlucken. In der Kampagne heißt es: 
„Die Ärztinnen und Ärzte, Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeu
ten in Baden-Württemberg, das Beste, 
was Sie bis heute hatten.“ Hatten? 
Richtig! Ziel ist, zweifelsfrei darauf 
hinzuweisen, dass die hervorragende 
medizinische Versorgung in Baden-
Württemberg bereits der Vergangen-
heit angehört. 

„Musterländle ade“ – unter die-
sem Titel erschien die erste Protest-
anzeige am Samstag, 14. Februar, in 
132 baden-württembergischen Tages
zeitungen. 14 Tage später, am Sams-
tag, 28. Februar, folgte eine zweite 
Anzeigenwelle, die in noch schärferer 
Form auf die Situation der Vertrags
ärzte aufmerksam machte. Gemäß 
dem Kampagnen-Motto „Stoppt den 
Unsinn!“ werden die Bürgerinnen und 
Bürger aufgefordert, gemeinsam mit 
den Ärzten und Psychotherapeuten 
für den Erhalt der hervorragenden 
ambulanten medizinischen Versor-
gung zu kämpfen. 

Ende Februar ging allen KV-Mit-
gliedern ein Kampagnen-Paket zu mit 
Plakat fürs Wartezimmer, mit Unter-
schriftenliste und praxisindividuell 
auszufüllender „Preisliste“. Via der ei
gens geschalteten Kampagnen-Home-
page www.stoppt-den-unsinn.de kann 
jedermann mit einem Mausklick per 
E-Mail die Aktion unterstützen. 

Erklärtes Ziel ist es, das Wahljahr 
2009 zu nutzen, um Druck aufzubau-
en. Die Abgeordneten sollen wissen, 
wie viele ihrer Wähler sich entschie-
den gegen die Erosion der ambulanten 
Versorgung wehren. Und sie sollen 
wissen, wie viele Wähler „ihre“ Poli-
tiker auch daran messen, welche Ge-
sundheitspolitik sie machen. 

wird der Vorstand der KVBW nicht 
hinnehmen. Er protestiert vehement 
sowohl bei der Politik als auch in der 
KBV aufs Schärfste und drängt auf 
Änderungen. Mit voller Rücken
deckung der gesamten Vertreter
versammlung geht die KVBW jetzt 
an die breite Öffentlichkeit. Denn es 
zeigt sich immer wieder: Wenn die 
Patienten erfahren, wie beschämend 
wenig ihr Arzt an ihrer Behandlung 
verdient, ist die Empörung groß.

Viele Köpfe strengten sich an, 
um die angemessene Form für die 
Kampagne zu finden, Vorstand, Be-
zirksbeiräte, Mitglieder der VV und 
der Öffentlichkeitsarbeit trafen sich 
zum Brainstorming. Fest stand, dass 

Offener Brief an
Annette Widmann-Mauz

In einem Offenen Brief fordert der Vor-
sitzende der KVBW, Dr. Hoffmann-
Goldmayer, die Bundestagsabgeordnete 
Widmann-Mauz auf, „jenseits aller 
wechselseitigen Schuldzuweisungen ein-
deutige Perspektiven zum Erhalt der 
bisher hervorragenden ambulanten 
ärztlichen wie psychotherapeutischen 
Versorgung speziell in Baden-Württem-
berg“ aufzuzeigen.

In dem Brief heißt es: „Unterstützen Sie 
meine Forderung an den KBV-Vorstand, 
gemeinsam mit dem (erweiterten) Be-
wertungsausschuss den Resetknopf zu 
drücken, um danach die Honorarreform 
auf eine vollkommen neue, allerdings 
versorgungs- wie leistungsgerechte Sys
tematik unter Wahrung regionaler Be-
sonderheiten auch und gerade für Baden-
Württemberg zu stellen?“
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Versuch einer ersten Bilanz des Gesundheitsfonds in Ulm

Finanzieller Rettungsanker der KVBW 
soll Härten mindern

Das Jahr war noch jung, doch die Er-
nüchterung bereits groß. Gesundheits
fonds und Honorarreform lassen ba-
den-württembergische Ärzte den Ruin 
fürchten. Und so war bei eisigem 
Wetter auch die Stimmung deutlich 
im Bereich gefühlter Minusgrade, als 
im Januar in Ulm der Vorstand der 
Kassenärztlichen Vereinigung Baden-
Württemberg erste Analysen der 
Auswirkungen des neu eingeführten 
Fonds und der sich daraus ergebenden 
Honorarverwerfungen für die nieder-
gelassenen Ärzte vorstellte. In einer 
Informationsveranstaltung zur Lage 
in Kooperation mit der Meinhardt 
Kongress GmbH gab es einen Einblick 
in die Hintergründe der zu erwarten
den Folgen. Ein finanzieller Rettungs-
anker für jede Arztpraxis ist als erster 
Schritt vom Vorstand der KVBW hier 
geworfen worden.

Geladen waren neben Professor Dr. 
Jürgen Wasem, dem Vorsitzenden des 
Erweiterten Bewertungsausschusses, 
auch KBV-Chef Dr. Andres Köhler, 
der mit der Begründung absagte, einen 
Termin bei der KV Rheinland-Pfalz 

wahrzunehmen zu müssen. Baden-
Württembergs Gesundheitsministerin 
Dr. Monika Stolz eröffnete die Ver-
anstaltung und sollte eigentlich den 
Landes-Qualitätsbericht Gesundheit 
Baden-Württemberg (siehe Kasten) 
vorstellen. Doch so recht gelang ihr das 
nicht. Kaum jemand wollte sich damit 
befassen; zu groß war der Groll der 
Niedergelassenen über die befürchteten 
Verluste, die die Praxen hart treffen. 

Stolz erklärte, die Vergütung der 
Ärzte müsse verbessert werden und 
versprach, dass sich die Landesregie-
rung dafür einsetzen werde. Denn 
von den angekündigten 2,7 Milliarden 
Euro zusätzlich, den der Gesundheits
fonds bundesweit in den Honorartopf 
legen soll, kommt in Baden-Württem
berg kein Cent an. Im Gegenteil, je 
nach Fachgruppe müssen einzelne 
Praxen in Baden-Württemberg Hono
rareinbußen im zweistelligen Prozent
bereich befürchten. Verluste, die man
chen an den Rand des Ruins bringen 
könnten. Deshalb stellte der Vorstands
vorsitzende der KV Baden-Württem-
berg Dr. Achim Hoffmann-Goldmayer 

einen finanziellen Rettungsanker in 
Aussicht. Der Vorstand habe sich 
zum Ziel gesetzt, dass alle Arztpra-
xen zumindest 95 Prozent ihres Um-
satzes gegenüber dem Vorjahresquar
tal bewahren sollen. Dadurch sollen 
unvermeidbare Härten für Ärzte und 
Praxen gemindert werden. „Diese 
Entscheidung fordert die Solidarität 
aller Mitglieder“, so Dr. Hoffmann-
Goldmayer. Denn dies bedeute auch, 
dass auf der anderen Seite Gewinne 
begrenzt werden müssten. 

Professor Jürgen Wasem be-
kannte, als Vorsitzender des Erwei-
terten Bewertungsausschusses in der 
vertragsärztlichen Versorgung sei er 
mit ambivalenten Gefühlen zu dieser 
Veranstaltung gekommen und bat 
um Fairness in der Diskussion. Ein 
Grundproblem der Honorarreform 
sei die Heterogenität fachgruppen-
spezifischer und regionaler Problem-
lagen und die egalisierende Wirkung 
von Gesetzen. Dies sei im Vorfeld 
nicht genügend berücksichtigt wor-
den, so Wasem. Hier sei in Zukunft 
nachzubessern: „Wir müssen im Jahr 
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2009 grundsätzlich diskutieren, wel-
che Art von Effekten auf die Versor-
gung wir wollen und welche nicht.“

Der Stellvertretende Vorstands
vorsitzende Dr. Wolfgang Herz be-
richtete in seinem Vortrag über die 
Berechnungen der neuen Regelleis
tungsvolumina. Er verwies deutlich 
darauf, dass die KVBW nicht mehr 
selbst Honorarverteilung gestalten 
könnte, sondern ausschließlich die 
Umsetzung der Beschlüsse des Erwei-
terten Bewertungsausschusses umzu
setzen habe. Der Vorstand der KVBW 
habe diese teilweise im Sinne der Ärzte 
gemeinsam mit den Kassen großzügig 
ausgelegt und im Schiedsamt die Anlie
gen der Ärzte nachhaltig eingefordert. 
Danach gäbe es für die verbliebenen 
Einzelleistungen immer noch deutlich 
höhere Punktwerte als in anderen 
Regionen. Dennoch ist der Vorstand 
der KVBW mit diesen Lösungen nicht 
zufrieden zu stellen.

Als weitere SofortmaSSnahme 
fordere deshalb die KVBW, dass die 
Beschlüsse des Bewertungsausschus

ses zur Honorarreform nachgebessert 
werden müssten, so dass sinnvolle 
Versorgung auch weiter möglich sein 
wird. Zudem sei der Risikostruktur-
ausgleich so zu ändern, dass die baden-
württembergischen Krankenkassen 
mehr Rückflüsse aus dem Gesundheits
fonds bekämen und eine angemessen
ere Vergütung gewährleistet werden 
könne. 

Herz schloss mit einem Lob an die 
baden-württembergische Politik, die 
die Anliegen der Ärzte sehr unterstützt 
habe. Ohne die Ministerin und die 
Landesregierung hätten die baden-
württembergischen Ärzte noch größere 
Verluste hinnehmen müssen, unter-
strich auch Dr. Hoffmann-Goldmayer. 

In einer anschließenden Diskussion 
in emotionaler Stimmung wurden 
Rücktrittsforderungen an den Vor-
stand – als Solidaritätsbekundungen 
mit den niedergelassenen Ärzten – 
vorgetragen. Auf diese antworteten 
Hoffmann-Goldmayer und Herz, dass 
in einer Krise gemeinsam Stärke ge-
zeigt werden muss und die Forderun

gen der KVBW bei der KBV und der 
Politik in Berlin massiv vertreten 
werden müssen. Die Ärzte nutzten 
zudem die Gelegenheit, auf die ver-
zweifelte Lage in ihren Praxen hin-
zuweisen. Ein Ulmer Nervenarzt 
klagte: „Wir können mit dem Bud-
get nicht leben und auch nicht mehr 
die Versorgung der Patienten auf-
recht erhalten. Warum schaffen wir 
nicht ein viel einfacheres System?“ 
Die Kostenerstattung sei dagegen 
einfach und transparent.

Das Fazit der Ulmer Veranstaltung 
war alles in allem sehr bitter: „Die 
Gesundheitsversorgung wird durch 
den Gesundheitsfonds und die Hono
rarreform nicht besser.“ So beklagte 
ein Ulmer Arzt, dass er vor 20 Jahren 
mit elf Pfennig Punkwert angefangen 
habe, jetzt sei dieser auf 3,5 Cent 
gesunken. Und von dem Honorar
reform-Chaos seien nicht nur die 
Ärzte betroffen, auch der Patient spiele 
offensichtlich bei diesen politischen 
Rahmenvorgaben und den Beschlüs-
sen des Bewertungsausschusses keine 
Rolle mehr.

„Ärzte im Ländle bieten den Patienten die bestmögliche  
Versorgung und steigern die Qualität“

Bei der Informationsveranstaltung zum 
Gesundheitsfonds hatte die Ministerin 
das Spezialheft „Ambulante ärztliche 
und psychotherapeutische Versorgung“ 
mit im Gepäck. Der Landesqualitäts­
bericht besteht aus einem Basis-Heft 
und verschiedenen, darauf aufbauenden 
Spezialheften, die einen Überblick über 
die Qualitätsstrukturen in den verschie­
densten Bereichen geben, so zum Bei­
spiel die Rehabilitation, die ambulante 
Pflege und die stationäre Krankenhaus­
versorgung. 

Im Heft „Ambulante ärztliche und psy­
chotherapeutische Versorgung“ wird 

unter anderem ein Überblick über die 
Sicherstellung der Versorgung und die 
Bedarfsplanung gegeben. Es gibt eine 
Übersicht über die Struktur-, Prozess- 
und Ergebnisqualität und bietet einen 
Querschnitt über die unterschiedlichsten 
medizinischen Bereiche wie „Impfungen“, 
„Früherkennungsuntersuchungen bei 
Kindern“ oder „Mutterschaftsvorsorge“.
 
Ziel des Landes-Qualitäts-Berichts Ge
sundheit Baden-Württemberg ist es, den 
Bürgerinnen und Bürgern einen ver-
ständlichen und nachvollziehbaren Ein-
blick in die Qualität der medizinischen 
und pflegerischen Versorgung zu geben. 

Insbesondere soll dabei für den Einzelnen 
sichtbar werden, worauf es bei guter 
Qualität ankommt.

Zudem sollen die Leistungserbringer 
im Gesundheitswesen durch den Quali-
tätsbericht angespornt werden, Verbes-
serungspotenziale auszuschöpfen. 

Der Landesqualitätsbericht wird 
vom Arbeits- und Sozialministerium 
Baden-Württemberg, Schellingstraße 15, 
70174 Stuttgart herausgegeben und kann 
entweder direkt dort bestellt oder im Inter
net unter www.gesundheitsforum-bw.de 
bezogen werden.

Die Baden-Württembergische Gesundheitsministerin Dr. Monika Stolz  
stellt den Landesqualitätsbericht Gesundheit vor
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Katastrophale Verwerfungen gefährden die Existenz vieler Praxen

Enttäuschung und Zorn dominieren die  
ersten Vertreterversammlungen des Jahres

Zu tumultartigen Szenen kam es bei 
der eigens anberaumten Sonder-Ver-
treterversammlung am 31. Januar 
2009. Viele der rund 400 Mitglieder 
der KVBW machten ihrem Unmut über 
Honorarreform und Regelleistungs-
volumen Luft. Fast ging darüber die 
Diskussion über die Maßnahmen der 
KVBW unter: Der Vorstand hatte be-
reits in der Vorwoche beschlossen, 
die Honorarverluste auf fünf Prozent 
zu begrenzen. 

Noch nie seien die Kollegen im Land 
so beunruhigt über die finanzielle 
Situation gewesen, umriss die Vor
sitzende der Vertreterversammlung, 
Dr. Birgit Clever eingangs die Situation. 
Tatsächlich können zahlreiche Ärzte 

in Baden-Württemberg über die viel 
gepriesene Honorarerhöhung des 
Bundesgesundheitsministeriums nur 
bitter lachen: In ihren Praxen kommt 
von den bundesweit versprochenen 
2,7 Milliarden Euro nichts an, im 
Gegenteil: Zum Teil sehen sich die 
Ärzte existenzbedrohenden Honorar
verlusten von bis zu 30 Prozent gegen
über. Die Sondersitzung sollte klären, 
wie es zu diesen katastrophalen Ver-
werfungen kommen konnte. 

Was brachten die ersten vier 
Wochen der Honorarreform? Laut 
Dr. Achim Hoffmann-Goldmayer, 
Vorstandsvorsitzender der KVBW, 
gehören die Budgets mitnichten der 
Vergangenheit an, sondern wurden 
lediglich durch die Regelleistungs
volumina (RLV) ersetzt. Weiter sei 
die Anhebung der Ärztehonorare Ost 
auf Westniveau fast ausschließlich zu 
Lasten von Baden-Württemberg er-
folgt und die KVBW der größte Ver-

lierer der Honorarreform. Er führte 
an verschiedenen Beispielen die Aus-
sage ad absurdum, dass mit dieser 
Honorarreform einheitliche Hono-
rare in Deutschland bezahlt würden. 
Insbesondere Versorgerpraxen in 
Baden-Württemberg würden zu den 
Verlierern gehören.

Verantwortlich seien hierfür 
die Bundesgesundheitsministerin Ulla 
Schmidt und die Kassenärztliche Bun
desvereinigung (KBV). „Natürlich hat 
die KVBW konsequent gegen diese 
Reform interveniert“ führte Hoff-
mann-Goldmayer aus. Er stellte he-
raus, dass die KVBW seit Juli des 
vergangenen Jahres auf die Folgen 
für Baden-Württemberg hingewiesen 
habe. Im Gesundheitsministerium in 
Berlin, bei der KBV und im Sozial-
ministerium Baden-Württemberg hat 
der Vorstand seine Befürchtungen 
vorgetragen und auf die Benachteili-
gung der KVBW massiv hingewiesen. 

„Versorgerpraxen ge­

hören zu den Verlierern“
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Auch seien realistische Forderungen 
erhoben und vorgetragen worden. 
„Da aber nahezu alle KVen sich zu-
nächst als Sieger sahen, war wenig-
stens die Unterstützung unseres Sozi-
alministeriums sehr, sehr wichtig“, 
stellte der Vorsitzende heraus.

Auch auf das zuletzt erreichte Er-
gebnis im Schiedsamt wies er hin. 
Hier sei es dem Vorstand der KVBW 
durch seine Verhandlungsführung 
wenigstens gelungen, mit einem für 
die KVBW sehr guten Schiedsspruch, 
der Höhe nach einmalig in Deutsch-
land, noch Schlimmeres zu verhindern. 

Die wichtigste Botschaft des 
KV-Chefs ging aber in der aufgeheiz
ten Situation unter: Schon am Tag 
zuvor hatte der Vorstand beschlossen, 
Umsatzverluste von mehr als fünf 
Prozent gegenüber dem Vorjahres-
quartal abzufangen und die RLV-
Systematik somit auszusetzen. Es gibt 
zwar eine Abrechnung nach der neuen 
Systematik, aber nur, um gegenüber 
Politik und KBV aufzeigen zu können, 
welche Konsequenzen sich für Baden-
Württembergs Ärzte ergäben. 

Doch wie kommt es überhaupt zu 
diesen teils desaströsen Honoraraus-
sichten? Dies beantwortete der stell-
vertretende Vorsitzende der KVBW 
Dr. Wolfgang Herz. In einem detail-
lierten Vortrag schlüsselte er die Ver-
schiebungen zwischen Fachgruppen 

und Versorgungsbereichen im Zuge 
der Honorarreform auf. „Diese Sys
tematik ist bundesweit vorgegeben“, 
so Herz. „Wir werden versuchen 
nachzubessern, aber das wird nichts 
anderes sein als ein Herumdoktern 
am falschen System.“

Stellt man die Fachgruppen gegen
über, zeigt sich, dass hier zum Beispiel 
Orthopäden, Urologen und Hautärzte 
zu den Verlierern zählen. Eine Ursache 
liegt in der Neubewertung des EBM, 
die sehr unterschiedlich ausgefallen 
ist: Einige Leistungsbereiche wurden 
angehoben, andere abgesenkt und das 
nach Kriterien, die mit betriebswirt-
schaftlicher Kalkulation nichts zu tun 
haben. „Diese Bewertungen sind ab-
solut nicht schlüssig“, urteilt Herz.
 
Der Beschluss der Bundesebene zur 
Honorarverteilung setzt insgesamt 
völlig falsche Anreize. Die Vorgaben 
in Bezug auf die so genannten Rück-
stellungen haben zur Folge, dass für 
die Basisversorgung, die sich in den 
so genannten Regelleistungsvolumen 
abbildet, zu wenig Geld übrig bleibt. 
Während auf der einen Seite ganze 
Arztgruppen ohne Mengenbegrenzung 
abrechnen können, werden die Haus
ärzte und auch die meisten Facharzt-
gruppen mit Regelleistungsvolumen 
ausgestattet, mit denen eine Patienten
versorgung kaum möglich ist. Die so 
genannten freien Leistungen wiede-
rum werden ohne Mengenbegrenzung 

aus den gebildeten Rückstellungen 
bezahlt und obwohl alle Ärzte an den 
Rückstellungen gleichermaßen be-
teiligt sind, profitieren dann die ein-
zelnen Fachgruppen beziehungsweise 
Arztpraxen höchst unterschiedlich. 

Zwischenrufe der um ihre beruf-
liche Zukunft sehr besorgten Ärzte 
unterbrachen immer wieder die Sit-
zung, und auch zwischen den Dele-
gierten kam es zu so manch herbem 
Schlagabtausch. Einstimmig angenom
men wurde die Aufforderung an die 
Bundesregierung, die KBV und den 
Spitzenverband der Krankenkassen, 
die Honorarsystematik sofort zu be-
enden und die RLV-Systematik aus-
zusetzen. Ebenfalls einstimmig wurde 
der Rücktritt von Dr. Köhler und 
Dr. Müller, Vorstände der Kassenärzt
lichen Bundesvereinigung, gefordert.

AuSSerdem sprach sich die VV 
mit großer Mehrheit dafür aus, die 
Honorarpolitik von Dr. Hoffmann-
Goldmayer zu missbilligen. Nach-
dem ein Delegierter eine geheime 
Abstimmung forderte, kam es zu 
Tumulten, die für einige Delegierte 
Anlass waren, den Sitzungsraum un-
ter Protest zu verlassen. 

„Herumdoktern am 

falschen System“
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Gemeinsamer Kampf gegen Gesundheitsfonds und Honorarreform

Knapp 14 Tage nach der außeror-
dentlichen Vertreterversammlung im 
Januar tagten die Delegierten der KV 
Baden-Württemberg erneut, um die 
noch offenen Fragen abzuarbeiten. 
Zu der Sitzung am 11. Februar waren 
außer den Delegierten wiederum zahl
reiche Mitglieder der KVBW und 
Pressevertreter gekommen. Die Ärzte
vertreter hatten sich zwischenzeitlich 
kaum beruhigt: Wieder war die Stim-
mung aufgeladen, wieder standen die 
negativen Folgen, die nach der Ein-
führung von Gesundheitsfonds und 
Honorarreform in vielen Praxen zu 
spüren sind, im Mittelpunkt. 

Zu Beginn der Sitzung bat die Vor
sitzende der Vertreterversammlung, 
Dr. Birgit Clever, angesichts der 
Spannungen bei der Sondervertreter-
versammlung trotz maximaler Be-
troffenheit und großer Differenzen 
respektvoll miteinander umzugehen.
Abgestimmt wurde zunächst ein 
Antrag, die Amtsführung des Vor-
standsvorsitzenden Dr. Achim Hoff-
mann-Goldmayer zu missbilligen 
und ihn zum Rücktritt aufzufordern. 
Mit 23 zu 21 Stimmen wurde dieser 
in geheimer Abstimmung abgelehnt. 

Dr. Hoffmann-Goldmayer: „Wir ste-
hen als KV und als KBV unter einem 
riesigen Druck, losgelöst von Perso
nen und Regionen. Die Honorarre-
form ist gescheitert. Wir müssten an 
dieser Stelle eigentlich den Resetknopf 
drücken und von vorne beginnen.“ 
Es sei nicht vorauszusehen gewesen, 
so der KV-Chef, dass mit Gesund-
heitsfonds und Honorarreform zwei 
vollkommen inkompatible Systeme 
aufeinanderprallen. Jetzt sei es an der 
Zeit, gemeinsam nachzubessern und 
klare Signale nach Berlin zu senden. 
Die KVBW sei gerade dabei, mit ih-
rem Anliegen an die Öffentlichkeit 
zu gehen. Geplant sei eine neue Infor
mationskampagne mit dem Namen 
„Stoppt den Unsinn!“, mit der Ärzte 
und Patienten gemeinsam gegen die 
Folgen von Gesundheitsfonds und Ho
norarreform kämpfen (siehe Bericht 
Seite 4 / 5). Gleichzeitig appellierte 
Dr. Hoffmann-Goldmayer inständig 
an die Ärzte, ihren Unmut über die 
Misere nicht an den Patienten auszu-
lassen.

Als „Flickschusterei am System“ 
bezeichnete auch der Stellvertretende 
Vorstandsvorsitzende Dr. Wolfgang 

Vertreter wollen neuen Ausschuss Vergütungs­
reform als Ausschuss der Vertreterversammlung
Angenommen wurde ein Antrag der Delegierten, einen 
neuen Unterausschuss zur Verteilung der Gesamtver­
gütung zu gründen. Er soll mit Mitgliedern des Finanz­
ausschusses und den Vorsitzenden der Beratenden Fach­
ausschüsse besetzt werden. Der Vorsitzende soll aus dem 
Ausschuss gewählt werden. Bei Bedarf sollen Sachver­
ständige zugezogen werden.

Delegierte beschlieSSen neue Wahlordnung
Die Vertreterversammlung der KVBW hat in ihrer Sitzung 
am 11. Februar 2009 neben Änderungen an der Satzung 
der KVBW (Paragraph 4, Mitgliedsstatus von in der Praxis 
angestellten Ärzten, und Paragraph 11, Bezirksbeiräte) 
auch die Neufassung der Wahlordnung zur Vertreterver­

sammlung sowie die neuen Wahl-Richtlinien für die Be-
zirksbeiräte beschlossen. Sie liegen dieser ergo-Ausgabe 
als Anlage bei und werden hiermit gemäß Paragraph 19 
der Satzung der KVBW bekannt gemacht. Die aufsichts-
rechtliche Genehmigung des Ministeriums für Arbeit und 
Soziales Baden-Württemberg liegt vor. Die Neuregelungen 
treten damit zum 1. April 2009 in Kraft. 

Neue Qualitätsstandards ärztlicher Leistungen 
im Ultraschall
Ein Antrag, nach dem die Qualitätsstandards ärztlicher 
Leistungen in Baden-Württemberg erst dann umgesetzt 
werden sollen, wenn die betriebswirtschaftlichen Grund-
lagen dabei anhaltend gegeben sind, bezeichnete Ministe-
rialdirigent Manfred Zach als regelwidrig, weil er gegen 
das SGB 5 verstößt. 

Beschlüsse

Herz die Versuche, die schlimmsten 
Folgen der Honorarreform noch zu 
verhindern. Weiterhin erläuterte er 
das Ziel der KV Baden-Württemberg, 
mit einer Konvergenzphase in den 
ersten beiden Quartalen 2009 die 
Verluste in den Arztpraxen auf fünf 
Prozent zu begrenzen. Dies sei aber 
keinesfalls einfach zu realisieren, denn 
im Vergleich zu 2008 stehe im Jahr 
2009 zwei Prozent weniger Honorar 
zur Verfügung. Einer Verlustbegren-
zung auf der einen Seite stehe eine 
Gewinnbegrenzung auf der Seite der 
Gewinnerpraxen gegenüber. 

Personalien

Dr. Michael Barczok, Facharzt für Lungen- 
und Bronchialheilkunde aus Ulm, hat sein 
Amt am 25. Januar 2009 mit sofortiger 
Wirkung niedergelegt. Sein Nachfolger ist 
Dr. Michael Haen, Internist aus Tübingen. 

Dr. Peter Cuno, Urologe aus Rottenburg, 
verlässt aus Altersgründen die Vertreter
versammlung. Dr. Hans-Peter Frenzel, 
Orthopäde aus Ulm, tritt die Nachfolge an.
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In den vergangenen Jahren wurde die 
Weiterbildungssituation in Deutsch-
land häufig dafür verantwortlich ge-
macht, dass junge Ärztinnen und 
Ärzte aus der Patientenversorgung 
aussteigen und in andere Berufsfelder 
wechseln oder ins Ausland abwan-
dern. Verlässliche Daten über den 
Grad der Unzufriedenheit und die 
Gründe, dem kurativen System schon 
in jungen Jahren den Rücken zu keh-
ren, liegen derzeit allerdings nicht 
vor. Die tatsächlichen Ursachen für 
die Unzufriedenheit des ärztlichen 
Nachwuchses, im Gesundheitssystem 
dauerhaft tätig zu werden, können in 
den Weiterbildungsstrukturen selbst 
oder aber primär in den politisch ver-
ursachten Rahmenbedingungen der 
Weiterbildung begründet sein. 

Zur Klärung dieser Fragen hat der 
Vorstand der Bundesärztekammer be- 
schlossen, eine routinemäßige, zwei
jährliche Befragung von Weiterbil-
dungsassistenten über die Zufrieden- 
heit mit der Weiterbildungssituation 
in den Landesärztekammern durch-
zuführen. Anhand der gesammelten 
Daten sollen die Stärken und Schwä-
chen der Weiterbildung in den einzel-
nen Weiterbildungsstätten erhoben 
werden. Durch die Bewertung der 
einzelnen Weiterbildungsstätten und 
die Darstellung der Ergebnisse der 
Mittelwerte auf Bundes- und Landes-
ebene soll dieses Verfahren erstmals 

Landesärztekammer BW beginnt mit 
der Evaluation der Weiterbildung

Vergleichsmöglichkeiten schaffen und 
Transparenz über die Weiterbildungs­
situation herstellen. 

Die Ergebnisse sollen Verbesse­
rungspotenziale aufzeigen, um zum 
Beispiel Handlungskonzepte für 
strukturierte Weiterbildungsabläufe 
zu entwickeln. Die Ergebnisse sollen 
darüber hinaus – im Sinne einer Qua­
litätsoffensive – Verhaltensänderungen 
in den Weiterbildungsstätten sowie 
bei den Weiterbildungsbefugten und 
Weiterbildungsassistenten auslösen. 

Mit den gewonnenen Erkenntnissen 
können Strategien gegen den Nach­
wuchsmangel und gegen die Abwan­
derung junger Ärztinnen und Ärzte 
in andere Berufsfelder oder ins Aus­
land entwickelt werden. Mit der Er­
hebung der Daten und den damit 
ausgelösten Wirkungen soll die Wei­
terbildung auch verstärkt als Kern-
aufgabe der Ärztekammern öffentlich 
wahrgenommen werden. Die erho­
benen Daten dienen zugleich als Ar­
gumentationshilfe bei entsprechenden 
innerärztlichen Diskussionen sowie 
im politischen Raum – um mit hand­
festen, belegbaren Daten ungerecht­
fertigten Behauptungen zur Weiterbil­
dungssituation begegnen zu können. 

Durch das Projekt „Evaluation der 
Weiterbildung“ soll eine Verbesserung 
der Weiterbildungssituation in Deutsch­

land herbeigeführt werden. Anhand 
der Befragungsergebnisse können Stär
ken und Schwächen der Weiterbildung 
aufgezeigt werden. Durch die regel-
mäßige Erhebung und Auswertung der 
Befragung soll eine dauerhafte Evalu-
ierung der Weiterbildung stattfinden 
und als Routine etabliert werden. 

Ende April / Anfang Mai 2009 
schreiben die Ärztekammern die Be-
fugten an, um die Anzahl der in der 
Weiterbildungsstätte zum aktuellen 
Zeitpunkt in Weiterbildung befind-
lichen Assistenten abzufragen und die 
Befugten aufzufordern, an der ersten 
Befragungsrunde teilzunehmen. Dazu 
erhält der Befugte seinen persönli
chen Zugangs-Code sowie bei Eingabe 
der Anzahl der Assistenten die ent-
sprechende Anzahl an Zugangs-Codes 
für die Online-Einwahl der Assisten
ten in das Fragebogenprogramm. Die 
Befugten induzieren also die Teilnah-
me der Assistenten. 

Die Landesärztekammer Baden-
Württemberg wird auf ihrer Website 
www.aerztekammer-bw.de/eva und 
im Ärzteblatt Baden-Württemberg 
kontinuierlich über den Fortgang des 
Projekts informieren. 

Fragen zum Evaluationsprojekt 
können an die Hotline 0711 / 76989-
428 gerichtet werden oder per E-Mail 
an eva@laek-bw.de.

Gründe der Unzufriedenheit ärztlichen 

Nachwuchses sollen evaluiert werden

„Stärken und Schwächen 

der Weiterbildung“
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Nur noch kurze Zeit, dann eröffnen 
sich für die Vertragsärzte und -psycho
therapeuten im geschützten Mitglie-
derbereich ganz neue Möglichkeiten. 
Telematische Datenübermittlung zu 
Abrechnungs- und Dokumentations
zwecken ist im Gesundheitswesen bald 
nicht mehr wenigen interessierten 
Vorreitern überlassen, sondern ge-
setzliche Verpflichtung für alle. Der 
elektronische Transport sensibler 
Praxisdaten fordert internetbasierte 
Dienstleistungsangebote, die eine ge-
sicherte elektronische Kommunika
tion zwischen Kassenärztlicher Ver-
einigung und ihren Mitgliedern 
verbürgen. 

Um diesen Herausforderungen ge-
recht zu werden, geht die KV Baden-
Württemberg ab 1.  Juli 2009 mit ei-
ner ersten Stufe eines ausschließlich 
den KV-Mitgliedern vorbehaltenen 
Internetportals an den Start. Dieser 
zusätzliche Dreh- und Angelpunkt für 

alle zukünftig angebotenen Online-
Dienstleistungen ermöglicht unter 
anderem die ab Januar 2010 ver-
pflichtend vorgeschriebene leitungs- 
gebundene Abgabe der Quartalsab- 
rechnung.

Was zeichnet ein persönliches 
Portal zur KV gegenüber dem öffent-
lichen Internetauftritt aus? Ein Inter-
netportal kann als eine Benutzer-
oberfläche definiert werden, die mit 
den Techniken des Internets sowohl 
personalisierte Inhalte als auch An-
wendungen und Dienstleistungen  
zugriffsgeschützt an einer einzigen 
Stelle integriert und durch eine ein-
zige Anmeldung verfügbar macht. 
Die Betonung liegt dabei auf der  
Personalisierung des Systems: Jede 
angemeldete Person sieht genau die-
jenigen Daten, die sie persönlich  
betreffen und findet genau diejenigen 
Anwendungen vor, welche für sie 
persönlich freigeschaltet wurden.

Im Vergleich zum Internet kann 
deshalb der Zugang zum Portal nur 
nach einer Authentisierung gewährt 
werden. Dabei geht es um die Frage, 
ob am anderen Ende der Leitung 

auch wirklich die Frau Dr. Muster 
am Computer sitzt, die der Teilneh-
mer vorgibt zu sein. Dafür gibt es 
verschiedene Techniken, die bei der 
Eingabe eines einfachen Kennworts 
beginnen und bei der Benutzung ei-
ner Signaturkarte enden. Der zu-
künftige elektronische Heilberufs-
ausweis wird unter anderem auch 
die Funktion einer solchen Signatur-
karte haben. Eine im KV-Bereich be-
nutzte Zwischenform ist die Authen-
tisierung über KV-SafeNet als 
spezielle Form eines virtuellen pri-
vaten Netzwerks VPN, welches al-
lerdings eine Blackbox (Router) in 
der Praxis und einen kostenpflichti-
gen Vertrag mit einem zertifizierten 
Provider voraussetzt.

Eine Entscheidung für das in der 
Praxis erforderliche technische Um-
feld wurde noch nicht getroffen, da 
hierfür auch datenschutzrechtliche 
Gesichtspunkte von Bedeutung sind. 
Voraussichtlich wird aber mit dem 
Verfahren eines zweistufigen Kenn-
worts gestartet: ein Kennwort, das 
vom Praxispersonal benutzt werden 
kann, für die Ansicht unkritischer 
Unterlagen und für das Hochladen 

Persönliches Mitgliederportal  
der KV Baden-Württemberg startet  
im Sommer 2009

Neues Service-Angebot über Internet verbessert den Kontakt mit der KV

„Das System wird  

personalisiert“
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der Abrechnungsdateien und ein 
zweites, das nur den Praxisinhabern 
zur Verfügung steht und für die An-
sicht und das Herunterladen sensibler 
Dokumente – beispielsweise Honorar
bescheid – bestimmt ist. Es ist vorge-
sehen, diese Kennwörter bei der KV 
zu generieren und allen berechtigten 
Mitgliedern im Laufe des Juni zuzu-
senden. Weitere Informationen wer-
den folgen.

Ab Juli 2009 wird dann auf der 
Homepage der KVBW eine zusätz-
liche Schaltfläche angezeigt werden, 
über die man durch die Eingabe des 
benutzerindividuellen Kennworts in 
das Mitgliederportal gelangt. Sensi-
ble Dokumente innerhalb des Portals 
sind mit einem zusätzlichen Schutz 
versehen, der nur durch das zweite 
Kennwort aufgehoben werden kann.

Mit Einführung des Mitgliederpor-
tals wird die erste Ausbau-Stufe im 
Wesentlichen drei Aufgaben erfüllen:

Die Online-Abgabe der 
Abrechnungsdaten

Laut KBV-Richtlinie gemäß Para-
graph 295 Absatz 4 SGB V in der Än-
derung vom 19. Februar 2008 wird 
ab 1. Januar 2010 die Abgabe der 
Abrechnungsdaten leitungsgebunden 
elektronisch verpflichtend vorgeschrie- 
ben, ebenso wie die Abgabe der Sam-
melerklärung und sonstiger Begleit
papiere. Damit entfallen die Erstellung 
und der Versand von Datenträgern in 
der Arztpraxis. Alle Abrechnungs
informationen werden direkt über das 
Netz zur KV transportiert. Neben 
der D2D-Technik (Doctor to Doctor) 
bietet die KV mit dem Mitgliederpor-
tal dann eine zweite Möglichkeit, die-
ser Verpflichtung nachzukommen. Das 
Hochladen der Abrechnungsdateien 
wird von Anfang an möglich sein. 
Der elektronische Versand jetzt noch 
papiergebundener Dokumente wird 
jedoch voraussichtlich erst zum ersten 
Quartal 2010 ermöglicht werden 
können: Die rechtssichere Ersetzung 
der handschriftlichen durch eine 

elektronische Unterschrift setzt die 
Technik einer qualifizierten elektro-
nischen Signatur mittels Signaturkar-
ten oder Heilberufsausweisen voraus.

Das persönliche 
Dokumentenarchiv

Den Hauptteil des neuen Mitglie-
derportals wird zunächst ein Doku-
mentenarchiv einnehmen, in dem je-
der Anwender die ihn betreffenden 
Unterlagen zur Anzeige bringen oder 
herunterladen kann. Es wird jeweils 
einen Aktenordner Abrechnung und 
Honorar geben, in welche alle Ab-
rechnungs- und Honorarunterlagen 
rückwirkend ab dem Quartal 3 / 2008 
eingestellt werden. Frühere Doku-
mente einzustellen, halten wir wegen 
der kompletten Änderung der Akten-
strukturen durch das Vertragsarzt-
rechtsänderungsgesetz für wenig sinn
voll. Ein Ordner Qualitätssicherung 
für die Rückmeldeberichte zu den 
verschiedenen Disease Management 
Programmen (DMP-Feedbackberichte) 
und ein Ordner Verordnungsmanage
ment für die Informationsstatistik 
Arzneimittel und andere Unterlagen 
wie beispielsweise eine geplante 
Frühinformation zur Verordnungs-
weise sind ebenfalls vorgesehen. Ein-
blick in die Unterlagen wird man vo-
raussichtlich einige Tage vor Erhalt 
der Papierdokumente nehmen können.

Das Fernziel dieser Anwendung ist 
die Ablösung von papiergebundenen 
Unterlagen durch den elektronischen 
Versand derselben. Vorerst werden 
diese Dokumente natürlich zusätzlich 
zum Papierversand zur Verfügung 
gestellt.

Die betriebswirtschaftlichen 
Praxiskennzahlen

Als besonderer Service wird ein 
Ordner Praxismanagement präsentiert. 
Hier sind Dokumente mit betriebs-
wirtschaftlichen Praxiskennzahlen wie 
beispielsweise die Verteilung der Pa-
tienten nach Alter und Geschlecht, 

eine Überweiserstatistik mit Umsatz-
zahlen oder Honorardaten nach Al-
tersklassen abgelegt, welche aus den 
eingereichten Abrechnungsdaten er-
rechnet werden. Um diese Daten von 
denjenigen abzuheben, welche auch 
von den Praxisverwaltungssystemen 
erzeugt werden können, wird bei ei-
nigen der Dokumente ein Vergleich 
zur eigenen Arztgruppe in Form von 
prozentualen Abweichungen zum 
Durchschnitt dargestellt.

Diese Informationen können  
einerseits zur betriebswirtschaftlich 
orientierten Praxisführung benutzt 
werden und andererseits als Beratungs
grundlage für persönliche Beratungs-
gespräche durch Mitarbeiter der KV, 
welche dafür dann noch weiterge-
hende Informationen bereithalten.

Zusätzlich zu den beschriebenen 
Funktionen werden schrittweise noch 
weitere hinzukommen wie beispiels-
weise eine gesicherte Kommunikation 
der Mitglieder untereinander (Arzt-
brief- und Befundversand), ein For-
mularcenter, die Möglichkeit einer 
rechtssicheren elektronischen Unter-
schrift oder auch Anwendungen wie 
die Erfassung von Dokumentationen 
zum Hautkrebs-Screening oder zur 
Zytologievereinbarung.

Die Vorteile des Portals: Zusätz-
lich zur bereits vorhandenen D2D-
Technik wird eine weitere Möglich-
keit der Online-Abrechnung eröffnet. 
Es bietet einen Zeitvorsprung in der 
Verfügbarkeit von Informationen 
gegenüber dem Postversand der Un-
terlagen. Der Portalzugriff ist auch 
außerhalb der Öffnungszeiten der 
KV jederzeit möglich. Und letztlich 
soll das Mitgliederportal auch ein 
erster Schritt sein in eine Welt, in der 
Arbeit und Kommunikation zuneh-
mend vernetzt über Internetplatt-
formen stattfindet.

„Zeitvorsprung gegen­

über dem Postversand“
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Rechte und Pflichten entsprechen denen der Vertragsärzte im GKV-System

In Baden-Württemberg 
wächst die Zahl der MVZ

Das Vertragsarztrechtsänderungsge-
setz hat die rechtliche Konstruktion 
der MVZ zum 1. Januar 2007 noch-
mals modifiziert. Grundlage ist, dass 
fachübergreifende ärztlich geleitete 
Einrichtungen, in denen Ärzte, die in 
das Arztregister eingetragen sind, als 
Angestellte oder als Vertragsärzte tä-
tig sein können und damit das MVZ 
bilden. Diese Regelungen gelten auch 
für Psychotherapeuten. Die Zulassung 
eines MVZ hat sich an der Bedarfs-
planung zu orientieren. Dies bedeutet, 
dass freie Sitze zur Verfügung stehen 
müssen oder aber dass niedergelas-
sene Vertragsärzte ihren Arztsitz in 
das MVZ einbringen. 

Das MVZ gehört unabhängig von 
seinen Gründern zur Versorgung in-
nerhalb der vertragsärztlichen Ver-
sorgung. Rechte und Pflichten ent-
sprechen im Wesentlichen denen der 
Vertragsärzte im GKV-System, wenn-
gleich es günstigere Regelungen, ins-

besondere bei der Leitung eines MVZ 
mit einer Vielzahl von angestellten 
Ärzten, gibt. Vertragsärzte müssen 
ab dem vierten in Vollzeit angestell-
ten Arzt nachweisen, dass sie in der 
Lage sind, ihre Praxis auch weiterhin 
zu führen und die Angestellten ent-
sprechend anzuleiten.

Gründer eines MVZ kann jeder 
Leistungserbringer im GKV-System 
sein. Hier gelten Zulassung, Ermäch-
tigung oder Vertrag, so dass ein weit-
reichender Gründerkreis durch das 
Gesetz geschaffen wurde. Hier sei 
nur beispielhaft neben Vertragsärzten 
und Vertragspsychotherapeuten die 
zugelassenen Krankenhäuser, Heil- 
beziehungsweise Hilfsmittelerbringer, 
die Apotheker, die Leistungserbringer 
im Rahmen von häuslicher Kranken-
pflege und der Soziotherapie genannt. 

Der im SGB V begründete Status ist 
Voraussetzung für den Fortbestand 

eines MVZ. Geht dieser Status durch 
Verzicht auf die Zulassung oder Kün-
digung eines Versorgungsvertrages 
verloren, so ist in einer Übergangszeit 
von bis zu sechs Monaten diese für 
das MVZ notwendige Voraussetzung 
wieder herzustellen.

MVZ können sich prinzipiell jeder 
zulässigen Rechtsform bedienen. Als 
mögliche Gesellschaften kommen die 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts als 
Personengesellschaft, eine Partner-
schaft nach dem Partnerschaftsgesetz, 
allerdings dann nur mit freiberuflich 
tätigen Ärzten, in Betracht. Die un-
komplizierteste Gründungsform ist 
die Gesellschaft bürgerlichen Rechts, 
wobei hier die Gesellschafterhaftung 
ohne gesonderte vertragliche Rege-
lungen alle Gesellschafter persönlich 
und unbeschränkt trifft. Interessant 
könnte hier sein, dass kein Grün-
dungskapital erforderlich ist.

14 ergo 01  /  09Baden-Württemberg intern



Versorgungsüberlegungen im Zulas-
sungsverfahren begegnet werden, so 
dass dieses nicht zugelassen werden 
könnte. Soweit die Grundvorausset-
zungen erfüllt sind (beispielsweise 
Gründereigenschaft, fachübergreifende 
Tätigkeit, ärztliche Leitung), so dass 
die Anforderungen des SGB V einge-
halten werden, ist ein solches MVZ, 
unabhängig von der Versorgungslage 
im Umfeld, zuzulassen. Hier besteht 
ein Anspruch auf die Zulassung. Ein 
Hindernis für eine Zulassung könnte 
die Bedarfsplanung sein, die auch für 
die MVZ Anwendung findet. Soweit 
Fachgebiete bedarfsplanungsrechtlich 
berücksichtigt werden, müssen Arzt-
sitze (mindestens zwei) im Rahmen 
der fachübergreifenden Ausrichtung 
des MVZ zur Verfügung stehen. 

Soweit ein Fachgebiet nicht durch 
die Bedarfsplanung erfasst ist, das 
heißt keine Verhältniszahlen festge-
legt worden sind, kann dieses Fachge-
biet die Voraussetzung der fachüber-
greifenden Tätigkeit mitbegründen. 
Fachgebiete, die im Planungsbereich 
mit Zulassungsbeschränkungen be-

legt sind, können nur 
durch den Verzicht 
eines Vertragsarztes auf 
seine Zulassung zu 
Gunsten eines neu zu 
gründenden MVZ auf-
gehen. Oft wird verein-
bart, dass die einen  
Praxissitz einbringenden 
Ärzte als Angestellte, 
teilweise nur vorüber-
gehend, im MVZ tätig 
sind. Diese Ärzte schei-
den dann in einem 
überschaubaren Zeit-
raum als Angestellte aus 
dem MVZ aus, so dass 
eine Nachbesetzung er-
folgen kann. Die Zeit 
der Anstellung eines 
Vertragsarztes, der sei-
nen Sitz in ein MVZ 
eingebracht hat, darf 
jedoch nicht gestaltungs- 
missbräuchlich kurz 
sein. 

Die beigefügten Grafiken geben 
einen Stand über die Entwicklung an
gestellter Ärzte im MVZ gegenüber 
freiberuflich tätigen Vertragsärzten. 
Eine differenzierte Darstellung er-
folgt auch, insoweit das MVZ nur 
mit Vertragsärzten, MVZ mit Ver-
tragsärzten und angestellten Ärzten 
als auch MVZ ausschließlich mit an-
gestellten Ärzten, in der zahlenmäßi
gen Entwicklung seit dem 4. Quartal 
2004 vorgestellt werden. Für Baden-
Württemberg ist auch eine Übersicht 
über die Gründer von MVZ mit dem 
aktuell greifbaren Stand aufgenom-
men worden. 

Insgesamt bleibt das Thema MVZ 
brisant, insbesondere wenn sich die 
Versorgungssituation im ländlichen 
Raum ändert. MVZ sind von der 
Zielrichtung des Gesetzgebers darauf 
ausgerichtet, ärztliche Leistungen an 
einem Ort zu erbringen. Sie könnten 
damit in zulässiger Weise einer Ent-
wicklung Vorschub leisten, die einer 
immer noch von den Gemeinden ge-
wünschten eher flächendeckenden 
Versorgung entgegensteht.

Weitere Gründungsvoraussetzung 
ist, dass das künftige MVZ eine 
fachübergreifende Kompetenz in der 
vertragsärztlichen Versorgung vor-
hält. Auch hier ist es sinnvoll, ent-
sprechende Konstellationen vorab zu 
klären. Um die ärztliche Weisungs
unabhängigkeit zu gewährleisten, 
muss das MVZ ärztlich geleitet sein. 
Nichtärzte können Ärzten hier keine 
Weisungen erteilen. Die ärztliche 
Leitung ist nicht deckungsgleich mit 
der Geschäftsführung des MVZ. 
Jedenfalls muss eine ärztliche Lei-
tung benannt sein, die aber auch die 
Geschäftsführung übernehmen kann. 
Bedeutsam ist, dass der ärztliche 
Leiter innerhalb der Organisation 
als MVZ vertraglich in die Lage ver-
setzt sein muss, seine ärztliche Lei-
tung auch konkret wahrnehmen zu 
können. 

Ein MVZ ist durch den jeweiligen 
Zulassungsausschuss zur Teilnahme 
an der vertragsärztlichen Versorgung 
zuzulassen. Verschiedentlich ist in der 
Vergangenheit die Auffassung vertre-
ten worden, einem MVZ könne aus 
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Die Organisation des ärztlichen Not-
falldienstes und im Besonderen die 
Dienstplangestaltung erinnert gele-
gentlich an das legendäre Fernschach. 
Räumlich getrennte Spieler übermit-
teln ausgehend von einer definierten 
Startaufstellung wechselseitig die ein-
zelnen Spielzüge. Jeder überträgt die 
fremden und die eigenen Züge auf 
sein Schachbrett und kennt damit 
den aktuellen Spielstand. Die Start
aufstellung, in diesem Fall der ur-
sprüngliche Dienstplan, wird vom 
örtlichen Notfalldienstbeauftragten 
erstellt und den einzelnen Mitspielern, 
den am Notfalldienst teilnehmenden 
Ärztinnen und Ärzte sowie natürlich 
einer Anzahl von Beobachtern wie 
Zeitungen, Patienten und Apotheken, 
bekannt gegeben. 

Versuchen einzelne Ärztinnen und 
Ärzte einen Diensttausch zu organi-
sieren, so entsteht ein klassisches 
Kommunikations- und Dokumen

tationsproblem. Zumal der Dienst-
tausch nicht wie die Spielzüge beim 
Fernschach wohl strukturiert ist, 
sondern häufig nicht planbar not-
wendig wird. Wie ist sicherzustellen, 
dass bei einer Vielzahl an Beteiligten 
alle Praxen und Patienten den aktu-
ellen Dienstplan kennen? 

Für die einzelnen beteiligten Not
falldienstärzte wird ein zentraler 
Dienstplan im Internet eingesetzt. Da 
dort alle Änderungen fortan einge-
tragen werden und damit verzöge-
rungsfrei allen zur Verfügung stehen, 
hat dieser Dienstplan stets Gültigkeit 
und ist allgemein verfügbar. Bisher 
hatte nur der Notfalldienstbeauftrag-
te den gültigen Dienstplan und er 
verschickte gelegentlich eine korri-
gierte Version. Ein sicherlich aufwän-
diges und mitunter höchst fehleran-
fälliges Verfahren. Oft gehen Tausch- 
informationen verloren oder es fehlt 
der aktuell gültige Plan.

Die onlinegestützte Notfall-
dienstplanung hilft hier. Bei geringem 
Abstimmungs- und Koordinations-
aufwand wird ein hohes Maß an Sicher
heit erreicht. Nachdem der ursprüng-
liche Dienstplan festgeschrieben ist, 
wird er in den Internet-Dienstplan-
manager übertragen. Das kann ma-
nuell oder durch den Import ganzer 
Jahrespläne erfolgen. Im Internet 
stehen die nächsten sechs Tage auch 
externen Interessenten öffentlich zur 
Einsicht bereit. 

Alle am Notfalldienst teilneh-
menden Ärztinnen und Ärzte können 
selbst gemäß den zugeteilten Berech-
tigungsstufen Änderungen vornehmen. 
Das können zum Beispiel Diensttausch 
oder die Übertragung des Dienstes 
auf einen anderen Kollegen sein. Ver-
zögerungsfrei sind Dienstplanände-
rungen für alle transparent und werden 
zur Sicherheit im Änderungsprotokoll 
dokumentiert. 

Notfalldienstplanung Online mit dem  
Internet-Dienstplaner

Moderne Kommunikationstechnik erhöht Aktualität und Flexibilität
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Bedenken gegen das Internet las-
sen sich mittlerweile entkräften, hat 
sich das Medium doch allgegenwär-
tig etabliert und ist nahezu überall 
verfügbar. Die Bedienung des Dienst-
planmanagers entspricht dem allge-
meinen Internetstandard und ist nach 
der üblichen Eingewöhnung leicht 
verständlich. Im Übrigen sorgt bei 
Störungen oder sonstigen Fragen ein 
qualifizierter und gut verfügbarer 
Support stets für Hilfe, im Zweifels-
fall auch bei Nacht und an Wochen-
enden. Der – allerdings kostenpflich-
tige – Einstellservice ermöglicht die 
telefonische Beauftragung von Dienst
planänderungen. Das hilft Praxen 
ohne eigenen Internetanschluss. 

Der neue Informationsdienst 
sendet bei Tauscheinträgen E-Mail-
Tauschmeldungen an die Tausch-
partner sowie an einen im Bezirk 
festlegbaren Empfängerkreis. Wenige 
Tage vor Dienstbeginn kann der tele-
fonische Erinnerungsdienst die dienst
habenden Ärztinnen und Ärzte an be
vorstehende Dienste erinnern. Beides 
läuft automatisch und ohne manuelles 
Eingreifen ab und sorgt für noch 
mehr Sicherheit.

Nun bleibt noch die Frage zu klä-
ren, wie die Patienten einfach und 
barrierefrei an die Information, wer 
nun Dienst hat, kommen. Fast schon 
traditionell setzt hier die KV Baden-
Württemberg verbreitet zentrale Ser-
vice-Rufnummern ein, bei deren An-
ruf abgeleitet vom Internet-Dienstplan 
automatisch die diensthabende Praxis 
angesagt wird. Nach der Dienstansage 
wird dann immer direkt zur dienst-
habenden Praxis verbunden. Das sorgt 
für Sicherheit und Komfort. Ganz ne-
benbei lassen sich vor der Vermittlung 
zusätzliche Informationen ansagen 
wie zum Beispiel wie die Praxis zu 
finden ist und ob Notfallsprechstunden 
angeboten werden. Das entlastet die 
diensthabenden Praxen von zusätzli
chen Telefonkontakten während der 
Notfallsprechstunde. 
 
Interessant ist der Internet-Dienst
planmanager nicht nur bei klassischen 
Dienstbezirken. So können zum Bei-
spiel beim Einsatz von Leitstellen 
Dienstpläne effektiv verwaltet und der 
Diensttausch kommuniziert werden. 
In Notfallpraxen mit angeschlossenen 
dezentralen Wochentag-Vertreterkrei
sen sind abgeleitet von „verknüpften“ 
Dienstplänen zeitweise dezentrale be-
ziehungsweise zentrale Dienste mög-
lich. Der Patient erreicht dann unter 
seiner lokalen Notfallrufnummer so-
wohl den Wochentag-Vertretungs-
dienst wie auch die Notfallpraxis am 
Wochenende. Bei verdeckten Hinter-
grunddiensten wie etwa bei Fahr-
diensten kann die öffentliche Präsen-
tation der Dienste im Internet aus- 
geblendet werden. 

Nach Quartalsende steht den 
Notfalldienstbeauftragten eine Über-
sicht der tatsächlich von den Ärz-
tinnen und Ärzten geleisteten Dienste 
zur Verfügung. Wenn es sein muss, 
auch mit Stundenabrechnung. Und 
das unabhängig, wann und von wem 
Dienste getauscht wurden. Die dienst-
habenden Ärztinnen und Ärzte kön-
nen während den Diensten und noch 
wenige Tage danach die Patienten
anrufe als Protokoll im Internet ab-

rufen. Dies ist ein wesentlicher Beitrag 
zur eigenen Qualitätssicherung und 
hilfreich zur Dokumentation der 
eigenen Arbeit sowie für Recherchen 
wie etwa bei Belästigungsanrufen und 
anderen Unregelmäßigkeiten. 

Die Online Notfalldienstplanung 
wird entsprechend den Anforderungen 
der teilnehmenden Ärztinnen und Ärz
ten ständig angepasst und erweitert. 
So ist zum Beispiel die Integration ei-
ner Tauschbörse für angebotene und 
nachgefragte Dienste in der Planung. 

Die KV Baden-Württemberg geht 
mit dem Internet-Dienstplanmanager 
einen innovativen und eigenständigen 
Weg, den zwischenzeitlich Dienst
bezirke in vielen anderen KVen nach-
vollziehen, momentan in gut 250 
Dienstbezirken mit über 5.000 Ärz-
tinnen und Ärzten. Sehr erfreulich 
auch: Das Internet hilft hier nicht nur 
den Notfalldienst leichter und trans-
parenter zu organisieren, sondern spart 
im Vergleich zu manch anderen Lö-
sungen erhebliche Kosten ein. Ausge-
klügelte Sicherungsmaßnahmen helfen 
Fehler zu vermeiden. Der Bedeutung 
eines gut funktionierenden ärztlichen 
Notfalldienstes wird man damit ge-
recht.

Diensttausch per Mausklick

Öffentlicher Dienstplan

„Kurze Wege zur  

Notdienstpraxis“
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Die KVBW und der Verband medizi­
nischer Fachberufe e. V. (VmF) hatten 
gemeinsam zum „Tag der Medizi­
nischen Fachangestellten / Arzthelfe­
rinnen“ im Rahmen der Medizin 2009 
eingeladen. Zwei Vorträge bezogen 
sich auf das große Thema „Qualitäts­
management in der Arztpraxis“. 

Den Tag eröffneten Stefanie Teifel, 
1. Vorsitzende des Landesverbandes 
Baden-Württemberg des Verbandes 
medizinischer Fachberufe, und Tobias 
Binder, Geschäftsbereichsleiter Service 
und Beratung der KVBW. Am Vor­
mittag referierte Andreas Schaupp, 
Geschäftsführer der Firma DeltaMed, 

Fragen zum Qualitätsmanagement  
und die Zukunft der KV

zum Thema: „Super Klasse! Die Macht 
der Freundlichkeit“. Er berichtete auf 
der Basis von Studien, Verhalten und 
eigenen Erfahrungen, wie sich Freund­
lichkeit positiv im Berufsleben und 
Alltag auswirkt. Der Vortrag wurde 
durch Videosequenzen unterstützt. 

In der Mittagspause bestand die 
Gelegenheit, die Info-Stände der KVBW 
und des VmF, die vor dem Saal auf­
gestellt waren, zu besuchen. Die Mit­
arbeiterinnen der KVBW führten viele 
interessante Gespräche. Die Fragen be­
zogen sich hauptsächlich aufs Quali­
tätsmanagement. Einzelne Fragen wur­
den auch zur Situation der KV gestellt. 

Ina Reinhardt und Christine Ko­
lesinski referierten über Kommuni­
kation, Freundlichkeit am Telefon, 
Marketing in der Praxis und die Bei­
träge der Praxismitarbeiterinnen zum 
Praxiserfolg. Die Referentinnen hat­
ten sich viele interessante Gags ein­

Veranstaltungen für Medizinische Fachangestellte 

im Rahmen der Medizin 2009

fallen lassen, um den Teilnehmer
innen das Thema anschaulich näher 
zu bringen. 

Wie in den vorangegangenen Jahren 
wurden auch über die Management 
Akademie der KV Baden-Württem-
berg (MAK) aktuelle Fortbildungs
themen im Rahmen der Medizinmesse 
angeboten. Zahlreiche Besucher ka-
men am 31. Januar 2009 ins Seminar
zentrum an der Messepiazza, um sich 
in Fragen des Qualitätsmanagements 
fortzubilden oder Näheres über die 
Modalitäten der Praxisabgabe und 
-bewertung zu erfahren. Das Seminar 
„Zukunftschance eigene Praxis“ inte
ressierte viele junge Ärzte und Psycho
therapeuten, die sich demnächst nie
derlassen wollen. Hier bot sich die 
Gelegenheit, umfassende Informati-
onen über die Möglichkeiten einer 
Praxisgründung oder -übernahme zu 
erhalten und Fragen an die Experten 
der KVBW zu richten. 

„Seminar zur Praxis­

gründung und zur 

Praxisübernahme“
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Praxisservice-CD der KVBW

Erstmalig erhalten alle niedergelassenen 
Vertragsärzte und Vertragspsychothera­
peuten in Baden-Württemberg eine CD-
Rom mit allen wichtigen Informationen, 
Richtlinien und Verträgen rund um das 
Unternehmen Praxis. Die zeitaufwendige 
und lästige Aktualisierung papierge­
bundener Ordner entfällt damit in Zu­
kunft.

Bestandteil der Praxisservice-CD sind 
wichtige gesetzliche Regelungen sowie 
alle für die vertragsärztliche oder vertrags­
psychotherapeutische Tätigkeit relevan­
ten Verträge und Richtlinien. Außerdem 
befindet sich auf der CD ein umfassendes 
Adressverzeichnis aller Mitglieder der 
KVBW. Zur Erleichterung des Arbeits­
alltags können über die CD auch aktuelle 
Formularvorlagen und Merkblätter ab­

gerufen werden, die für die Praxis von 
Bedeutung sind. 

Als zusätzlicher Service werden In-
formationen zu allen wichtigen Themen 
des Praxisalltags bereitgehalten – wie 
Abrechnung, BWL- und Praxisberatung, 
Niederlassungs- und Kooperationsbera-
tung, EDV in der Praxis, Qualitäts
management, Verordnungsmanagement, 
Notfalldienst und vieles mehr. Alle mit-
gliederorientierten Beratungsangebote 
der KVBW finden sich zusammengefasst 
unter dem Stichwort Beratungsangebot. 
Auch für Neumitglieder bietet die CD 
eine wertvolle Hilfe, da sie alle für einen 
erfolgreichen Praxisstart notwendigen 
Informationen rund um die vertragsärzt
liche oder vertragspsychotherapeutische 
Versorgung zur Verfügung stellt.

Die Inhalte der Praxisservice-CD wer-
den aktuell zusammengestellt und fort-
laufend um weitere Informationen er-
gänzt. Über eine Suchfunktion können 
Schlagworte bequem eingegeben und 
gewünschte Inhalte schnell gefunden 
werden. Die CD wird vom Praxisservice 
des Geschäftsbereichs Service und Bera-
tung der KVBW herausgeben, der auch 
Fragen, Ideen oder Verbesserungsvor-
schläge zum neuen Serviceangebot gern 
entgegennimmt. 

Der Praxisservice kann erreicht 
werden unter: 
Tel.  0711 / 7875-3300
Fax.  0711 / 7875-3274
E-Mail: praxisservice@kvbawue.de

Die Kassenärztliche Vereinigung Ba-
den-Württemberg zieht auch in die-
sem Jahr wieder mit ihrer Präventions
kampagne durchs Land. Ziel ist es, 
die Bevölkerung dazu aufzurufen, mehr 
Vorsorgeuntersuchungen zu nutzen. 
Kooperationspartner der Kampagne 
sind der Deutsche Tischtennisbund 
sowie der Südwestrundfunk. 

Schwerpunktthema beim KV Mobil 
ist die Vorbeugung von Herz-Kreis-
lauf-Erkrankungen wie Bluthochdruck, 
Herzinfarkt oder Diabetes. Zucker-, 
Cholesterin- und Blutdruck sowie das 
Lungenvolumen werden von Arzt
helferinnen überprüft. Auf dem Pro-
gramm stehen außerdem ein Fitness
test sowie Körperfett- und BMI- 

Checks. Niedergelassene Ärztinnen 
und Ärzte informieren über Risiko-
faktoren und stellen das Vorsorge- und 
Früherkennungsprogramm der Ge-
setzlichen Krankenversicherung (GKV) 
vor, mit einem Fokus auf den Check 
Up 35 und die Jugendgesundheits
untersuchung J1. 

Seit der ersten KV Mobil-Tour 
2003 ließen sich in jedem Sommer 
deutschlandweit rund 30.000 Men-
schen in der mobilen Arztpraxis be-
raten und ihre Gesundheit auf Herz 
und Nieren überprüfen. In diesem 
Jahr warten die Ärzte auf den Markt-
plätzen von sechs Städten im Ländle 
auf ihre Klientel.

Gesucht werden noch nieder
gelassenen Ärzte und Ärztinnen, die 
Interesse haben, die Aktion als kom-
petente Ansprechpartner in allen Fra-
gen der Gesundheit vor Ort zu unter-
stützen.

Kontakt: Corinna Pelzl 
Tel.  0721/5961-1172 oder 
E-Mail: corinna.pelzl@kvbawue.de

Termine KV Mobil – jeweils von 
10.00 Uhr bis 18.00 Uhr:
19. Juni 2009 Emmendingen
24. Juni 2009 Murrhardt
25. Juni 2009 Esslingen
26. Juni 2009 Weil der Stadt
1. Juli 2009 Baden-Baden
3. Juli 2009 Metzingen

Das KV Mobil ist wieder on Tour
Niedergelassene Ärzte zur Unterstützung gesucht
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In der Ausgabe 3 / 2008 des Mitteilungsblattes ergo vom 17. September 2008 haben wir den Beitrag „Differenzierte 
Betrachtung der Vergütungssysteme offenbart Stärken und Schwächen“ veröffentlicht, den wir zudem auch auf der 
Internetseite www.kvbawue.de →  Zugang für Mitglieder →  Publikationen →  ergo →  3 / 2008 bzw. Zugang für Jour-
nalisten →  Publikationen →  ergo →  3 / 2008 öffentlich zugänglich gemacht haben. Aufgrund entsprechender Monie-
rung seitens der AOK Baden-Württemberg sehen wir uns zu folgender Klarstellung veranlasst:

1.
Soweit in dem Beitrag an einigen Stellen der Eindruck er-
weckt worden sein könnte, dass der an der hausarztzen-
trierten Versorgung teilnehmende Arzt erst dann eine 
Vergütung erhält, wenn es zu einem Kontakt zwischen 
Arzt und Patient kommt, etwa indem der Patient den 
Arzt in der Praxis aufsucht und es zu einem ersten Be-
handlungsfall kommt, stellen wir klar: Die Pauschale 1 
(P  1) erhält der Arzt nach dem „Vertrag über die Haus-
arztzentrierte Versorgung“ schon und auch ohne einen 
Kontakt zwischen Arzt und Patient.

2.
In dem Beitrag heißt es:
„In einer Stichprobe von rund 150.000 Hausarztpatien
ten (ZI-ADT-Panel) besteht eine durchschnittliche Fall-
zahl von 2,3 Fällen je Patient und Jahr. Nimmt man diese 
durchschnittliche Fallzahl pro Patient und Jahr als Aus-
gangspunkt, errechnet sich der durchschnittliche Fallwert 
je Quartal beispielhaft wie folgt:
[(1 x 65 Euro) + (1,3 x 40 Euro) + (2,3 x 0,4 x 25 Euro)]/ 
2,3 = 57 EUR
Dieser Fallwert steigt bei Ausschöpfung der genannten 
Vorhaltezuschläge auf 63 Euro.“

Hierzu stellen wir klar:
Die zugrunde gelegte Formel ergibt rechnerisch einen hö-
heren Betrag. Soweit ferner der Eindruck erweckt worden 
sein könnte, dass die in der Formel verwendeten Vergü-
tungselemente abschließend sind für die Vergütung nach 
dem „Vertrag über die Hausarztzentrierte Versorgung“ 

(HzV), stellen wir klar, dass im HzV bei den Leistungen 
„Krebsfrüherkennung“ und „Besuche zu Unzeiten“ wei-
tere (Einzelleistungs-) Vergütungsbestandteile bestehen, 
die die Durchschnittswerte mit entsprechend höherem 
Ergebnis anheben.

3.
Außerdem heißt es in dem Beitrag:
„Einen anderen Anhaltspunkt bietet ein Vergleich nach 
Altersstruktur der Patienten. Für erwachsene Patienten 
mit einem Alter über 60 Jahren ist die Vergütung nach 
EBM durchschnittlich vorteilhafter als die HzV-Pau-
schalen ohne Vorhaltezuschläge (für Patienten über 67 
Jahren, wenn Vorhaltezuschläge berücksichtigt wer-
den). Dies illustriert Abbildung 1.“

Hierzu stellen wir klar:
Eine Veränderung der Vergütung der Regelleistungsvolu-
mina (RLV) kann dazu führen, dass im Durchschnitt das 
überdurchschnittliche Punktzahlabrechnungsvolumen bei 
über 60- bzw. 67-Jährigen gar nicht oder allenfalls nur 
mit einem Bruchteil (10 %) vergütet wird, so dass sowohl 
die EBM als auch die HzV eine auf die Alterstruktur be-
zogene Mischkalkulation beinhalten. Die HzV-Vergütung 
bleibt dann auch bei über 60- bzw. 67-Jährigen im Durch-
schnitt höher als im EBM, da das RLV je Fall niedriger ist 
als die HzV-Vergütung.

Stuttgart, den 6. Februar 2009
Kassenärztliche Vereinigung Baden-Württemberg

Klarstellung
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Beispiel zum Thema „Migräne“ oder 
auch „Schwindel – wenn die Welt 
sich dreht“.

Im Sommersemester 2009 koope
rieren landesweit insgesamt 29 Volks
hochschulen mit 33 Veranstaltungen 
zu verschiedenen Gesundheitsthemen.

Die Bürgerinnen und Bürger suchen 
verstärkt nach verlässlichen medizini
schen Informationen. Diesem Bedürf-
nis tragen die Kassenärztliche Verei-
nigung Baden-Württemberg (KVBW) 
und der Volkshochschulverband Ba-
den-Württemberg Rechnung. 

Zum Wintersemester 2006 / 2007 
startete landesweit die gemeinsame 
Veranstaltungsreihe „Arzt-Patienten-
Forum – Gesundheit im Gespräch“ 
auch in Kooperation mit den Ärzte-
schaften. Ärzte, Psychotherapeuten 
und weitere Gesundheitsexperten in-
formieren bei den Vortragsveranstal-
tungen an den Volkshochschulen all-
gemeinverständlich über Gesundheits- 
themen aller Art. Das Besondere an 
den Veranstaltungen: Die Besucher 
können sich mit ihren Fragen direkt 
an die Fachleute auf dem Podium 
wenden. Ziel der Veranstaltungen ist 
es, das Gesundheitsbewusstsein der 
Bürger zu schärfen und zur Gesund-
heitsvorsorge zu ermuntern.

Elf Volkshochschulen, verteilt 
über alle vier Regierungsbezirke, be-
teiligten sich zum Start im Winter
semester 2006 / 2007 der landesweiten 
Veranstaltungsreihe an dem gemein-
samen Projekt. Die Zahl der teilneh-
menden Volkshochschulen wurde in 
Abstimmung mit dem Volkshoch-
schulverband Jahr für Jahr erhöht. 

So nahmen im Wintersemester 
2008 / 2009 landesweit 21 Volks-
hochschulen mit 32 Veranstaltungen 
teil. Aus 23 Veranstaltungen wurden 
seitens der VHSen die Besucherzahlen 
gemeldet. Diese lagen mit insgesamt 
über 1.800 Besuchern im Durch-
schnitt bei 80 Besuchen pro Veran-
staltung. 

Einen groSSen Anteil an diesem 
Erfolg hat die VHS Göppingen mit dem 
Ärzteschaftsvorsitzenden Dr. Dietrich. 
Pro Veranstaltungsthema werden Be-
sucherzahlen mit bis zu 400 Personen 
erzielt. Einige der Veranstaltungen 
müssen daher als Wiederholungsver-
anstaltung durchgeführt werden, zum 

Zusammenarbeit mit den  
Volkshochschulen wird ausgeweitet

Umfangreiches Programm des Arzt-Patienten-Forums findet großes Interesse

VHS Datum Uhr-
zeit

Veranstaltungsthema

VHS Aalen 25. März 2009 19.30 Osteoporose

vhs Pforzheim 26. März 2009 20.00 Das Klimakterium: Die Wechseljahre der Frau

vhs Stuttgart 26. März 2009 19.30 Nierenerkrankungen

vhs Nördlicher Breisgau, 
Freiamt

31. März 2009 19.15 Wenn die Luft wegbleibt –  
Hilfe bei chronischen Lungenerkrankungen

vhs Pforzheim 2. April 2009 20.00 Freizeitsport – nur Vorteile oder auch Risiken?

VHS Hockenheim 15. April 2009 19.00 Schwindel – wenn die Welt sich dreht

VHS Biberach 22. April 2009 20.00 Wenn die Beine schmerzen

Kreisvolkshochschule 
Freudenstadt

22. April 2009 19.00 Wenn der Kopf zerspringt! 
Alles Migräne – oder was?

vhs Heilbronn 23. April 2009 19.30 Hypertonie (Bluthochdruck)

vhs Lahr 27. April 2009 19.30 Hautkrebs

VHS Sinsheim e.V. 28. April 2009 19.00 Rückenschmerzen

Kreisvolkshochschule 
Freudenstadt

6. Mai 2009 19.00 Hautkrebs

vhs Villingen-
Schwenningen

6. Mai 2009 19.30 Hörsturz / Hörstörung / Tinnitus

vhs Titisee 6. Mai 2009 20.00 Moderne Therapie bei Rückenschmerzen

VHS Balingen e.V. 11. Mai 2009 20.00 Wenn die Beine schmerzen

VHS Bruchsal 11. Mai 2009 19.30 Kniegelenksarthrose – Was ist zu tun,  
gibt es Hoffnung auf Heilung?

vhs Nördlicher Breisgau, 
Emmendingen

12. Mai 2009 19.15 Ein Lichtblick im Dunkel –  
Grüner / Grauer Star & Makuladegeneration

vhs Göppingen 14. Mai 2009 19.00 Augenerkrankungen

VHS Bruchsal 18. Mai 2009 19.30 Borreliose

vhs Nördlicher Breisgau, 
Denzlingen

16. Juni 2009 19.15 Achtung Bruchgefahr!  
Osteoporose – wenn die Knochen brechen

VHS Buchen e.V. 17. Juni 2009 19.00 Klimakterium

VHS Bezirk  
Schwetzingen e.V.

17. Juni 2009 19.00 Burnout und Depression

vhs Göppingen 18. Juni 2009 19.00 Haut

vhs Stuttgart 18. Juni 2009 19.30 Hautkrebs

VHS Leutkirch 20. Juni 2009  Gesundheitsforum mit Vorträgen  
zu verschiedenen Themen

vhs Göppingen 9. Juli 2009 19.00 Schilddrüse

Auszug aus dem Programm
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Nächste Fachtagung im April in Reutlingen

Fortbildung in Kooperation  
mit Selbsthilfegruppen

Selbsthilfegruppen wollen wie auch die 
Ärzte eine immer bessere Versorgung 
der Patienten erreichen. Sie verfügen 
mittlerweile über ein systematisch zu
sammengetragenes Fachwissen; nicht 
nur über traditionelle Behandlungs-
möglichkeiten, sondern auch über 
neueste Erkenntnisse in einem spezi-
fischen medizinischen Segment. Beide 
Seiten wollen verstärkt miteinander 
kooperieren. Deshalb veranstaltet die 
KVBW in Kooperation mit Selbst
hilfeorganisationen regelmäßig Fach-
tagungen „Selbsthilfe“, die immer 
wieder auf großes Interesse stoßen. 

Bei dieser positiven Resonanz hat sich 
die KVBW entschlossen, eine weitere 
Fachtagung Selbsthilfe zu veranstalten. 
In Zusammenarbeit mit der LAG 
SELBSTHILFE und dem Sozialforum 
Tübingen e. V. findet die nächste 
Fachtagung Selbsthilfe am Samstag, 
25. April 2009, in Reutlingen statt. 
Dr. Britta Lang vom Deutschen 
Cochrane Zentrum in Freiburg referiert 
über die Qualität der Gesundheits
information in den Medien. Außerdem 
stehen Workshops zu verschiedenen 
Themen auf dem Programm, in denen 
sowohl Ärzte als auch Selbsthilfe-
gruppen vertreten sind.

Auf Wunsch der Teilnehmer, die 
Zusammenarbeit zu intensivieren 
und möglichst konkret zu gestalten, 
bietet die KVBW im Anschluss an die 

Fachtagungen Seminare zur Vertie-
fung der bei den Fachtagungen be-
sprochenen Themen an. So werden 
Seminare durchgeführt, in welchen 
die Prinzipien der partizipativen Ent-
scheidungsfindung erläutert und 
praktische Tipps für die Umsetzung 
gegeben werden. In den Medien- 
Seminaren lernen Ärzte und Patienten 
anhand von Internetrecherchen, wie 
in angemessener Zeit verlässliche Ge-
sundheitsinformationen gefunden und 
bewertet werden können. 

Aus der verstärkten Kooperation 
zwischen der KVBW und den Selbst
hilfegruppen sind bereits neue Veran
staltungsangebote entstanden: Gemein
sam mit der Polio Selbsthilfe e. V. wird 
am 21. März 2009 in Reutlingen eine 
Fortbildungsveranstaltung zum Post-
Polio-Syndrom durchgeführt. Eine 
weitere Fortbildung zum Thema Pros
tatakrebs wird zusammen mit dem 
Landesverband Prostatakrebs Selbst-
hilfe am Montag, 11. Mai 2009, in 
Stuttgart angeboten.

www.kvbawue.de → Zugang für 
Bürger →  Veranstaltungskalender

Erfahrungsaustausch für substituierende Ärzte

Die KV Baden-Württemberg Bezirks
direktion Karlsruhe hat in Zusammen-
arbeit mit der Qualitätssicherungskom-
mission Substitution für die Zukunft 
regelmäßige Treffen als Erfahrungsaus-
tausch für substituierende Ärzte im 
Ärztehaus Karlsruhe vorgesehen. 

Diese von der Landesärztekammer Ba-
den-Württemberg zertifizierten Veran-
staltungen sollen es den substituierenden 
Ärzten ermöglichen, Problemfälle im 
Rahmen der Substitution zu erläutern 
und sich über schwierig zu betreuende 
Patientengruppen auszutauschen. Ferner 
sollen Informationen über aktuelle Än-
derungen von Rechtsgrundlagen oder 
neueste Entwicklungen und Therapie-
ansätze im Bereich der Substitution ver-

mittelt werden. Für das Praxispersonal 
werden zusätzliche Themen mit Inhalten 
für Medizinische Fachangestellte ange­
boten.

Die erste Veranstaltung dieser Art 
ist für Mittwoch, den 24. Juni 2009, ge­
plant. Einer der Referenten wird neben 
anderen Dr. rer. nat. Gerhard Lauktien 
von der Bundesopiumstelle in Bonn 
zum Thema „Stolpersteine in der Sub­
stitution“ sein.

Für weitere Informationen und 
Anmeldung steht Pia Biedermann, Ge­
schäftsbereich Qualitätssicherung, 
Tel.  0721 / 5961-1167 oder 
E-Mail:	 pia.biedermann@kvbawue.de, 
zur Verfügung.
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Es gibt viele Gründe, warum Mitar-
beitergespräche noch immer so selten 
durchgeführt werden. Keine Zeit, auf 
mangelnder Erfahrung basierende 
Unsicherheit, der Aufwand für Team-
besprechung reicht schon, sind einige 
Argumente, die von ärztlicher Seite 
aufgeführt werden. Ebenso werden 
Mitarbeiter diesbezüglich zurückhal-
tend sein, solange sie keine Vorstel-
lung haben, was hier in einem Vier-
Augen-Gespräch behandelt wird. Eher 
dominieren Ängste darüber, dass hier 
Kritik abgeladen wird und man die 
Leviten gelesen bekommt. 

Die Praxisleitung sollte daher die 
Ziele und den Nutzen vor der ersten 
Durchführung eines Mitarbeiterge-
sprächs in einer Teambesprechung 
erläutern. Das Hauptaugenmerk eines 
Vier-Augen-Gesprächs liegt auf den 
Zielvereinbarungen und basiert auf 
vier Bausteinen. Der erste Baustein 
ist der Blick zurück. Was lief gut im 
letzten Jahr, was nicht und was sind 
die Gründe? Was kann man gemein-
sam tun, damit sich bestimmte Pro-
blemstellungen nicht wiederholen? 
Im nächsten Schritt betrachtet man 
die Zufriedenheit am Arbeitsplatz im 
Allgemeinen, um darauf aufbauend 

erreichte Ziele zu bewerten und neue 
zukünftige Ziele zu finden. Sind sich 
die Gesprächspartner darüber einig, 
werden im vierten Schritt die entspre-
chenden Maßnahmen daraus abge-
leitet, zum Beispiel welche Fortbil-
dungsangebote der Mitarbeiter im 
kommenden Jahr besuchen wird, um 
seine fachliche und mentale Leistungs
fähigkeit zu erhalten und weiterzu-
entwickeln.

Denn darum geht es: Die Praxis 
braucht qualifizierte und motivierte 
Mitarbeiter. Ihre Entwicklung zu för-
dern, ist zentrale Führungsaufgabe des 
Arztes. Nur so kann das hohe Niveau 
auf Dauer gehalten, grundsätzlich 
Respekt ausgedrückt werden, die 
Motivation und gleichzeitig die Iden-
tifikation mit der Praxis, mit dem 
Team und der Aufgabe erhalten wer-
den. Dies funktioniert nicht im Gieß-
kannenprinzip. Es können nicht alle 
Mitarbeiter nach den gleichen Grund-
sätzen geführt werden. Durch die 
Rückmeldung im Jahresgespräch ken
nen die Mitarbeiter ihre Stärken und 
Schwächen und haben so die Chance 
sich zu entwickeln.

Eine gute Vorbereitung ist auch 
hier wie immer der halbe Erfolg. In 
der Teambesprechung haben die 
Mitarbeiter erfahren, worum es geht 
und kennen die allgemeinen Eck-
punkte eines Mitarbeitergesprächs. 
Stichworte, Kriterien und Fragestel-
lungen liegen schriftlich vor. So kön-
nen sich beide Gesprächspartner auf 
den Termin vorbereiten. Um das Ge-
spräch in Ruhe und offener Atmos
phäre durchführen zu können, wer-
den die 60 bis 90 Minuten im 
Terminkalender mit Puffer versehen 
und störungsfrei geplant. Ein kleiner 
Smalltalk zu Beginn und eine Tasse 
Kaffee erleichtern beiden Seiten den 
Einstieg in die ungewohnte Aufgabe. 
Im Verlauf sollten alle Fragen ge-
klärt und alle Themen offen ange-
sprochen werden. Als Ergebnis wer-
den die vereinbarten Ziele und Fort- 
bildungsmaßnahmen protokolliert 
und von beiden unterschrieben. Das 
Original wandert in die Personalakte, 
der Mitarbeiter erhält eine Kopie. 
Dieses Protokoll wird dann zur 
Grundlage des nächsten Gesprächs.

Weitere Informationen zum 
Thema Mitarbeitergespräche und 
rund ums QM erhalten interessierte 
Praxen bei den QM-Beratern der 
KVBW. Zum Service des QM-Teams 
gehören auch persönliche und tele-
fonische Beratungen sowie Bereit-
stellung von Mustern und Informa
tionsunterlagen. Kontaktaufnahme 
über den Praxisservice
Tel.  0711 / 7875-3300 oder per 
E-Mail: praxisservice@kvbawue.de.

Gegenseitiges Vertrauen vermeidet Probleme im Praxisalltag

In Mitarbeitergesprächen wird auf  
individuelle Situationen eingegangen

Auf die Wichtigkeit von Teambesprechungen wurde in den bisherigen Bei-
trägen der QM-Serie immer wieder hingewiesen. Ohne das Praxisteam 
kann Qualitätsmanagement nicht umgesetzt werden. Alle müssen hier ein-
bezogen werden. Wird dies so gemacht, findet man ein freundliches, kom-
petentes und motiviertes Team in einer Praxis vor. Aber bei allem Team-
denken darf man nicht vergessen, dass jeder Mitarbeiter als Individuum 
mit seinen Vorstellungen und Ansprüchen gesehen werden möchte. Der 
11. Teil der Serie zum Qualitätsmanagement befasst sich daher mit dem 
QM-Instrument „Mitarbeitergespräche“.
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Wie in ergo bereits angekündigt, hat 
die KVBW nun die Praxisbörse um 
das Angebot zur Vermittlung von 
niederlassungswilligen Ärzten weiter 
ausgebaut. Ab jetzt steht auf der 
Homepage der Kassenärztlichen Ver-
einigung Baden-Württemberg unter 
dem Stichwort Praxisbörse auch eine, 
ebenfalls vom Sachgebiet Zulassungs- 
und Kooperationsmanagement be-
treute, kostenlose Jobbörse (neu: 
Praxisbörse-Gesuche) zur Verfügung. 

In die Praxisbörse-Gesuche können 
sich Ärzte und Psychotherapeuten 
eintragen lassen, die entweder eine 
Praxis übernehmen möchten, eine 
Anstellung in einer Praxis oder eine 

Vertretung suchen oder an einer Pra-
xiskooperation mit einem bereits zu-
gelassenen Arzt oder Psychothera-
peuten interessiert sind.

Wer sich in die Praxisbörse-Gesuche 
aufnehmen lassen möchte, füllt das 
Antragsformular aus und faxt es an 
die KVBW. Die Interessenten können 
auf dem Bogen Angaben zur eigenen 
Person, zu den erworbenen Qualifika
tionen sowie zu den bisherigen ärzt-
lichen Tätigkeiten machen. Der ge-
wünschte Beginn der Tätigkeit sowie 
der Ort oder Landkreis der Nieder-
lassung oder Anstellung kann eben-
falls angegeben werden. Die Anzeigen 
werden unter einer Chiffre-Adresse 

ins Internet gestellt. Die KVBW stellt 
dann den Kontakt zwischen den Inte-
ressenten her oder verschickt Adress-
listen an anfragende Ärzte und Psycho
therapeuten aus ihrem Bereich. 

Die Jobbörse ist eine einfache und 
schnelle Möglichkeit sich zu infor-
mieren. Mit einer komfortablen Such
funktion können Interessenten gezielt 
nach Fachgruppe, Landkreis und Such
option Angebote selektieren. 

Selbstverständlich berät die 
KVBW weiterhin in persönlichen Ge-
sprächen rund um alle Fragen zur 
Praxisübernahme, zu Kooperations-
formen und zu Praxisvertretungen. 

www.kvbawue.de

Suchoptionen nach Fachgruppen oder Landkreisen

KVBW bietet jetzt auch 
eine Jobbörse im Internet an

Ab 1. April 2009 beteiligen sich die 
KVBW und die Management Aka­
demie der KV Baden-Württemberg 
(MAK) am elektronischen Meldever­
fahren zur Fortbildungszertifizierung, 
dem so genannten EIV (Elektronischer 
Informationsverteiler). 

Damit werden alle Fortbildungs­
punkte, die ein Arzt bei einer zertifi­
zierten Veranstaltung der KVBW oder 
der MAK erwirbt, automatisch nach 
Kursabschluss auf elektronischem 
Wege an die zuständige Ärztekam­
mer gemeldet und von dort direkt auf 

das Fortbildungskonto des Teilneh­
mers gebucht. Die Einreichung des 
Zertifikates bei der Kammer entfällt 
dadurch für den Arzt. 

Für die Erfassung der Fortbildungs­
punkte über den EIV ist es wichtig, 
dass jeder Arzt zu den zertifizierten 
Veranstaltungen der KVBW bezie­
hungsweise der MAK seine personen­
bezogene Einheitliche Fortbildungs­
nummer (EFN) als Barcode-Aufkleber 
mitbringt. Das Einlesen der Barcodes 
vor Ort über den Fortbildungsaus­
weis des Arztes ist vorerst nicht mög­

lich, da dieses Verfahren mit einem 
höheren Aufwand an Technik und 
Personal verbunden ist. Der Barcode-
Aufkleber wird auf der Anwesen-
heitsliste aufgebracht und im Nach-
gang zur Veranstaltung von der KV 
oder der MAK erfasst. Für Ärzte, bei 
denen noch kein Konto existiert, 
wird mit der EIV-Meldung automa-
tisch ein Fortbildungskonto bei der 
zuständigen Ärztekammer angelegt. 
Die so gebuchten Fortbildungspunkte 
gelten als bereits geprüft und sind da-
mit anerkannt.

Automatische Buchung der Fortbildungspunkte
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